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Offentliche Sitzung

Beginn: 09:15 Uhr
Vorsitz: OBM Ude

Genehmigung der Sitzungsniederschriften
fiir die Monate Juni 2013 bis September 2013
(Ausschusse) sowie fur die Monate Juni 2013
bis September 2013 (Vollversammlungen)

Aktensammlung Seite 2989

Beschluss:

Nach Antrag

Feststellung des Jahresabschlusses fiir das
Geschaftsjahr 2012 fur das Sondervermoégen

Anwesen Schloss Kempfenhausen

Aktensammlung Seite 2991

Beschluss:

Nach Antrag
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Anderung der Satzung fiir die Bezirksausschiisse

der Landeshauptstadt Miinchen

1. Vorberatungen in der BA-Satzungskommission vom 28.11.2013
2. Umsetzung der Empfehlungen in eine Anderungssatzung

Aktensammlung Seite 3009

StR Dr. Mattar:

Herr Oberburgermeister, meine Damen und Herren! Wir mdchten den Bezirksausschissen die

Kompetenz zur Anschaffung von Dialog-Displays gewahren. Deshalb stellen wir unseren ur-
springlichen Antrag vom 26.07.2012 zur Abstimmung. Dieser betrifft den Teil 1 ¢) der Beschluss-
vorlage. Es wird kein Bezirksausschuss gezwungen, dieses Recht in Anspruch zu nehmen, aber

die Moglichkeit wollen wir den Bezirksausschiissen einrdumen.

Der Antrag der FDP vom 26.07.2012 (siehe Anlage 111.7) wird gegen die Stimmen der SPD

beschlossen.

In der Gesamtabstimmung wird der Antrag der Referentin einstimmig beschlossen.

Sicherheit in den Miinchner StraBentunnels
Umsetzung der Organisationsformen gema RABT (Ausgabe 2006)
Folgebeschluss - Personalmehrbedarf fiir Betrieb

und Unterhalt der StraBentunnels

Aktensammlung Seite 3019

Beschluss (gegen die Stimmen der FDP):

Nach Antrag
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Erklarung zur Abstimmung:

StRin Stock:

Ich verweise auf meine Erklarung im Ausschuss.

Erbbaurechtsvertrage bei Verkauf stadtischer Grundstiicke

Aktensammlung Seite 3031

Beschluss (gegen die Stimmen der Burgerlichen Mitte FW-ODP-BP):

Nach Antrag

Erkldrung zur Abstimmung:

StR Ruff:

Ich verweise auf meine Erklarung im Ausschuss.
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Kosteneinsparungspotenzial fiir das Klinikum Schwabing

bei Einsatz von Blockheizkraftwerken darstellen

Aktensammlung Seite 3045

StR J. Schmid:

Ich beantrage, dass in Ziffer 2 des Referentenantrags der Antrag der CSU
(Nr. 08-14 / A 04528) aufgegriffen bleibt.

Bfm. StR Lorenz und StK Dr. Wolowicz Gbernehmen den Antrag von StR J. Schmid.

Der modifizierte Antrag der Referenten wird einstimmig beschlossen.

Forderung des Trendsports in Miinchen

Aktensammlung Seite 3049

Beschluss (gegen die Stimme der BIA):

Nach Antrag
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Kinderbetreuung bei Integrationskursen sicherstellen

Aktensammlung Seite 3051

Beschluss (gegen die Stimme der BIA):

Nach Antrag

Geschlechtergerechte Padagogik in den

Arbeitsbereichen Kinderbetreuung und Jugendhilfe

Aktensammlung Seite 3057

Beschluss (gegen die Stimme der BIA):

Nach Antrag
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Offnung der vollstationiren Altenpflege fiir
gleichgeschlechtliche Lebensweisen
Konsequenzen aus der Stadtratsexkursion
interkulturell ge6ffnete Altenheime Il

Aktensammlung Seite 3067

Beschluss (gegen die Stimme der BIA):
Nach Antrag
Servicestelle zur ErschlieBung auslandischer
Qualifikationen - Verlangerung der Stellen

Aktensammlung Seite 3077

Beschluss (gegen die Stimme der BIA):

Nach Antrag

Bestatigung von Ausschussbeschliissen

Die Antrage der Referentinnen und Referenten zu den Tagesordnungspunkten des B-Teils

4, 6, 8 bis 11, 13, 14, 19 bis 22, 24, 29, 30, 32, 34, 35, 37 bis 40 und 42 bis 44 werden

ohne weitere Diskussion einstimmig beschlossen. (Aktensammlung Seite 3003 - 3083)
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Zur Geschaftsordnung:
Dringlichkeitsantrage

OBM Ude:

Der Anderungsantrag der CSU zum Gutachten des Klinikums ist erledigt, bzw. wird als Ande-
rungsantrag bei Tagesordnungspunkt offentlich B 26 gestellt. Die Dringlichkeitsantrage der CSU
zum Schulzentrum Firstenried-West und zur Grundschule an der Markgrafenstralle sind laut
Auskunft der Rechtsabteilung eindeutig nicht dringlich, weil sie in der nachsten Ausschusssitzung
behandelt werden kdnnen. Allein die Tatsache, dass eine Stichwahl vor der Tir steht, verschafft

einem Thema noch keine Dringlichkeit. - (Zwischenruf von StR J. Schmid)

Anders sieht die Situation beim erst heute vorgelegten Dringlichkeitsantrag der CSU zur Wahlbe-
nachrichtigung flr die OB-Stichwahl aus: Die Rechtsabteilung weist lediglich darauf hin, dass es
sich um ein Geschéft der laufenden Verwaltung handelt. Deshalb kénne lediglich eine Empfehlung
an die Verwaltung abgegeben werden. Die Angelegenheit ist jedoch zweifelsfrei dringlich. Ich halte
die Benachrichtigung fir wiinschenswert. Folgende Frage an das KVR: Kann eine Aussage dazu
erfolgen, ob dies mdglich ist? Personlich bin ich der Meinung, dass bei bestirzend schlechter
Wahlbeteiligung jede Mdoglichkeit, sie durch Hilfestellungen zu férdern, genutzt werden sollte.

- (Allgemeiner Beifall) - Es ist klar, dass es sich auch um eine Kostenposition handelt. Wenn die
Benachrichtigung madglich ist, muss der Stadtrat meiner Ansicht nach in die Lage versetzt werden,
dazu eine Empfehlung auszusprechen.

Bfm. StR Dr. Blume-Beyerle:
Ich habe gerade eben von diesem Antrag erfahren. Ich bitte um Verstandnis, ich lasse diesen ge-

rade prufen. Ich kann Ihre Frage in Kirze beantworten. Ich vermute, dass es moglich ist, aber ich

mdchte der Prifung nicht vorgreifen.

OBM Ude:

Die Dringlichkeit ist bejaht. Diese kann wohl niemand ablehnen. Zu Punkt 1 des Dringlichkeitsan-
trages wird das Kreisverwaltungsreferat berichten, ob es méglich ist. Hinsichtlich des Punktes 2
des Dringlichkeitsantrages werden wir ab sofort alle Register ziehen - z. B. die OB-Kolumne im

Internet oder Presseerklarungen.

Die Geschaftsfuhrung der StKM GmbH lasst fragen, ob ihre Anwesenheit zu TOP B 26 gewunscht
ist. - (Zwischenruf aus den Reihen der CSU) - Ich stelle fest, dass die Anwesenheit der Geschéfts-
fuhrung nicht erforderlich ist.



Offentliche Sitzung der Vollversammlung des Stadtrates vom 19. Mérz 2014 -18 -

Errichtung eines Alten- und Servicezentrums (ASZ)
Hasenbergl am Standort Stanigplatz

Aktensammlung Seite 2993

StR Mller:

Herr Oberbirgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir méchten, dass Gber das Thema ASZ
im 24. Stadtbezirk mdglichst bald entschieden wird, damit ein Trager mit der Arbeit beginnen kann.
Es ist uns wichtig, dass ein entsprechendes Vorlaufprojekt installiert und auch mit den entspre-
chenden Stellen fir ein ASZ finanziert wird. Dazu ist es notwendig, mdglichst rasch ein Trager-
schaftsauswahlverfahren in die Wege zu leiten. Wir wissen alle, dass es bewahrte und bekannte
Trager im 24. Stadtbezirk gibt, die sich sicher darum bewerben werden. Bevor wir wieder ein Inte-
rimsprojekt installieren, ist es nach unserem und dem Dafurhalten der Grinen, die sicherlich noch
etwas dazu sagen werden, notwendig, die Ausschreibung in die Wege zu leiten und noch in die-
sem Jahr zu entschieden, wer die Tragerschaft fur ein ASZ Gbernehmen wird. Vielen Dank. - (Bei-
fall der SPD)

StR J. Schmid:
Sehr geehrter Herr Oberbirgermeister! Wir werden dem Antrag auch zustimmen. Ich frage mich

allerdings, warum der Antrag der Referentin nicht sofort so abgefasst wurde. Wir alle wissen, dass
wir im Stadtbezirk Feldmoching-Hasenbergl dringend ein ASZ brauchen. Dieses Thema wird be-
reits langer diskutiert. Ich habe es dort bei meiner Schmidsprechen-Tour in besonderer Weise

vermittelt bekommen.

Bfm. StRin Meier:
Im Prinzip fuhrt der Trager dort eine Art Altentagesstatte. Diese soll erweitert werden. Es hat sich

herausgestellt, dass das am gleichen Ort schwierig ist, und man Gberlegen muss, ob man nicht ein
grolieres Projekt im Vorlauf aufstellen kann. Es ist tatsachlich sinnvoll, schon jetzt die Entschei-
dung uber die zukinftige Tragerschaft zu treffen. Normalerweise machen wir das nicht. Wir mus-
sen dort weitere Verhandlungen mit dem Investor fihren, der zugesagt hat, dass er es tiberneh-

men mdchte. Es sind jedoch noch viele Details zu klaren.
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Nachdem aber Alten- und Servicezentren Standards ohne grof3e Unterschiede haben, kann man
durchaus schon jetzt dartber entscheiden, wer die Tragerschaft Gbernimmt. Normalerweise fuhren

wir das zeitnah zur Realisierung durch.

Der beiliegende Erganzungsantrag von SPD und Blindnis 90/Die Griinen/RL

wird einstimmig beschlossen.

Der modifizierte Antrag der Referentin wird einstimmig beschlossen.
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Tram-Neubaustrecke Steinhausen und Verbesserung

des anliegenden StraBenraums, Trassierungsbeschluss

Aktensammlung Seite 2995

StR Dr. Kronawitter:
Herr Oberbirgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die CSU begrift dieses Tram-

bahn-Neubauprojekt nach Steinhausen im Munchner Osten. Es gibt aus unserer Sicht funf Grin-
de, die dafur sprechen. Einer der wichtigsten Grinde ist die ErschlieBung dieses Neubaugebietes
Bogenhausener Tor, wodurch viele neue Arbeitsplatze geschaffen werden kdnnen. Ein zweiter
Aspekt ist, dass wir dadurch auch die traditionelle Strecke zwischen dem Max-Weber-Platz und
Steinhausen, die sehr stark besiedelt ist, wieder mit einer Trambahn erschlieRen. Gleichwohl ha-
ben wir einen Anderungsantrag vorgelegt, der auf zwei kritische Punkte abstellt, die schon in der
Vorlage des Planungsreferats benannt worden sind. Angesichts des Verkehrszuwachses gerade
durch das Bogenhausener Tor sind wir der Meinung, dass man nicht von vornherein Fahrspuren
entfallen lassen sollte, wenn es daflr Alternativen gibt, die auch in der Vorlage auf der Seite 11
benannt werden. Auch die Situation der Stellplatze sollte nicht von vornherein in Richtung Man-

gelverwaltung ausgelegt werden. Das kann in der jetzigen Phase nicht das Maf} der Dinge sein.

Wenn Sie sich den Trassierungsbeschluss noch einmal genau ansehen, erkennen Sie, wie recht
die CSU in den letzten Jahren hatte, wenn sie darauf hingewiesen hat, dass es heutzutage ein
Anachronismus ist, wenn man Trambahn-Wendeschleifen am Endpunkt einrichtet. Genau diese
Trambahn-Linie soll irgendwann Richtung Zamdorf oder ins Moosfeld weitergefihrt werden. Auch
diese Ideen haben unsere Sympathien. Wenn man sich die ,verkorkste® Situation an der Loth-
stralRe ansieht, bei der gegen unseren erbitterten Widerstand diese Wendeschleife mitten in der
Dachauer Strale realisiert wurde, kann man dem kunftigen Stadtrat nur Folgendes empfehlen: Er
sollte sein Weisungsrecht gegenliber einer stadtischen Tochter namens SWM GmbH und

MVG mbH wahrnehmen und fiir eine adaquate Einflihrung von Zweirichtungs-Trambahnen sorgen.
Diese hatten uns an der Munchner Freiheit und an der LothstralRe ein stadtebauliches Fiasko er-
spart. Auch in Berg am Laim ware dies fir eine Fortsetzung die bessere Lésung gewesen. Wir
hoffen auf die Vernunft in der nachsten Amtsperiode. Der Wahler hat uns in seiner unerschdpfili-
chen Weisheit mitgegeben, dass man bestimmte Themen neu denken soll und nicht so, dass die
Trambahn so bleibt, wie sie ist. Ich bitte um Zustimmung zu unserem Anderungsantrag. - (Beifall
der CSU)
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StR Altmann:

Herr Oberburgermeister, Kolleginnen und Kollegen! Wir werden naturlich auch dieser neuen
Trambahn-Linie zustimmen. Nur ich habe ein Problem mit der Kreuzung Truderinger Stral3e/Hult-
schiner Stralte. Dort wird diese freilaufende Rechtsabbiegespur zur Berg-am-Laim-Unterfiihrung
entfernt. Wenn man den Bereich kennt, weil3 man, dass dieser bereits jetzt ein sehr groer Stau-
faktor ist. Wenn man durch den Wegfall dieser freilaufenden Rechtsabbiegespur auch diesen Ver-
kehr noch Uber die dort vorhandene Kreuzung abwickeln will, haben wir noch wesentlich mehr
Stau. Ich pladiere dafur und bitte, diesen freilaufenden Rechtsabbieger zu belassen. Dies ist mdg-
lich, auch wenn die Trambahn an dieser Stelle weitergefihrt wird. Mit einer Blinkampel kann auf
diese Gefahrenstelle hingewiesen werden. Das haben wir in anderen Bereichen auch. Ich sehe
dort ein groRes Problem, denn die Abwicklung des Verkehrs wirde in diesem Bereich massiv er-
schwert. Es wird sich vor allem in den Abendstunden im Berufsverkehr tiberwiegend in der Trude-
ringer Stralle noch mehr Stau bilden. In der Hultschiner Stralde ist ohnehin schon viel los. Es muss
bedacht werden, dass die Berg-am-Laim-Unterfihrung und die Hultschiner Stral3e nicht fir den

Schwerlastverkehr tauglich sind.

Bitte sorgen Sie dafir, dass der Verkehrsfluss dort erhalten bleibt. Wir begrifien die Trambahn

dort, sehen jedoch an diesem Knotenpunkt erhebliche Probleme bei der Verkehrsabwicklung.

StR Bickelbacher:
Herr Oberbirgermeister, Kolleginnen und Kollegen! Es ist erfreulich, dass in diesem Hause auch
einmal von der CSU ein Trambahn-Projekt mitgetragen wird. Das ist nicht immer automatisch von

vornherein der Fall.

Zu der angesprochenen Wendeschleife: Diese macht in jedem Fall Sinn, weil man betrieblich fle-
xibler ist, wenn man Wendeschleifen auf der Strecke vorfindet, selbst wenn sie spater verlangert

wird. Die Tram muss irgendwo wenden. Das kann man wohl kaum infrage stellen.

Beim Anderungsantrag der CSU wird deutlich, dass wieder sehr einseitig die Interessen der Auto-
fahrer im Vordergrund stehen. Aus meiner Sicht miisste man den Anderungsantrag erganzen,
dass alles optimal fir den 6ffentlichen Verkehr sein soll, die Gehsteige nicht verschmalert werden,
optimale Bedingungen fur den Radverkehr geschaffen werden und méglichst wenig Baume gefallt
werden. Dann habe ich wieder alles enthalten und brauche den Anderungsantrag auch wieder

nicht. Hinsichtlich der Abbiegespur bitte ich die Verwaltung, dazu Stellung zu nehmen.
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Mich interessieren noch zwei Aspekte, die nicht direkt mit der Trassierung zu tun haben: Wie weit
sind die Uberlegungen vorangeschritten, zukinftig die Strecke nach Steinhausen nicht mit der
nach Grunwald zu verknupfen, sondern mit einer Anbindung der Linie 19 vielleicht doch in die In-
nenstadt zu fihren. Inwieweit wird eine Verlangerung nach Daglfing angedacht? Das dortige Ge-
biet ist momentan durch den OPNV nicht so gut erschlossen. Deshalb wére eine Verlangerung in
jedem Fall sinnvoll. Dankeschon. - (Beifall von Bindnis 90/Die Grunen/RL)

Herr Heipp: (MVG, Leiter der Strategischen Planungsprojekte)

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu der letztgestellten Frage hinsichtlich der Linien 19
und 25: Wir haben die Fragestellung untersucht. Die Verlangerung der Linie 25 wirden laut Prog-
nose deutlich mehr Fahrgaste nutzen, weil die direkte Verbindung zur S-Bahn am Rosenheimer
Platz gegeben ist. Aullerdem wirden sich dort im Falle eines Linientausches Nachteile fiir die
Fahrgaste der Linie 19 ergeben, fiir die nicht Gberall die direkte Anbindung gegeben ware.

Zum Thema Verlangerung: Es gibt noch keine Aufnahme in den Nahverkehrsplan. Wir gehen da-
von aus, dass es sinnvoll ist, zunachst die Planung der Siedlungsentwicklung zu konkretisieren.
Wenn Klarheit besteht, wann, wo und auf welche Art die Gebiete tatsachlich besiedelt werden, ist
es sinnvoll, diese Angelegenheit zu vertiefen. Die Moglichkeiten sind vorhanden. Wir sind hinsicht-
lich der Erschlie3ung Ostlich der S-Bahn mit dem Planungsreferat im Gesprach, aber zunachst
muss Klarheit Giber die Siedlungsentwicklung bestehen.

Zum Thema Parkplatze: Die Parkplatze an der Ecke Truderinger-/Einsteinstrale liegen in einem
Bereich, in dem die Stralienbahn vor dem GWG-Block aus der Einsteinstralle in die Truderinger
Stralte ausschleift. Die GWG und die Stadtwerke, die beide dort Anlieger und hinsichtlich der
Parkplatze vermutlich das hauptverkehrliche Ziel sind, kdnnen Parkplatze auf Privatgrund vorwei-
sen. Es hat eine Abstimmung mit der GWG stattgefunden. Diese sind weiterhin erreichbar. Die
Parkplatze sind dort nicht direkt ersetzbar, weil an dieser Stelle die Strallenbahn ausschleift. Au-
Rerdem hatte der flieRende Verkehr weniger Platz zur Verfligung, wenn man die Parkplatze dort
realisiert.

Bei dem im zweiten Spiegelstrich des CSU-Anderungsantrages angesprochenen Radweg handelt
es sich vermutlich um den kurzen Abschnitt an der Ecke Riedenburger-/Truderinger Strale. Dort
ist auf einer Lange von etwa 30 m bis 40 m kein Radweg vorhanden. Es fallt jedoch keine Fahr-
spur weg, sondern es soll eine Abbiegespur in die Riedenburger Strale hergestellt werden. Des-

wegen ist auf diesem kurzen Abschnitt kein Radweg mdglich. Andernfalls missten wir in
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Privatgrund eingreifen. Dieses Vorgehen wurde so abgestimmt. Insofern halten wir die Anliegen

des Anderungsantrags der CSU fir verstandlich, aber nicht fir umsetzbar.

StR Dr. Kronawitter:

Herr Oberbirgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist schén, dass wir drei Tage nach der

Wahl eine versohnliche Sachdebatte fliihren kdnnen. Herr Heipp, ihre Aussage, es ist nicht um-
setzbar, erschlief3t sich uns jedoch nicht. Auf Seite 11 der Vorlage ist ausgeflihrt, dass durch Ver-
legung des Gehweges auf den Privatgrund des Neubaugebietes Bogenhausener Tor die Lésung
fur den Radweg geschaffen werden konnte. Das heil’t, es gibt eine Option. Man muss an dieser
Stelle Uberlegen, ob man diesen Radweg mit einer Grunddienstbarkeit auf dieses Privatgelande,
das ohnehin zur Uberplanung ansteht, verlegen kann. Auf diese Weise wére das Problem geldst.
Diesen Lésungsansatz wollen wir mit unserem Anderungsantrag unterstiitzen.

Auch das Planungsreferat sieht die Stellplatzfrage kritisch. Wir haben gefordert, dass méglichst
keine Stellplatze entfallen sollen. Wenn Sie eine Regelung finden, wie die vorhandenen Flachen
auch fir offentliche Stellplatze genutzt werden kdnnen - Sie haben es angedeutet -, wirde es
durchaus der Intention unseres Antrages entgegenkommen. Wir wollen nicht, dass von vornherein
nur eine minimalistische Haltung festgeschrieben wird, wenn es andere Optionen gibt. Wir bitten,

dass der Stadtrat der Verwaltung einen kleinen Hinweis gibt, denn moglich ist es.

StR Altmann:

Herr Oberbirgermeister, das Problem des freilaufenden Rechtsabbiegers wurde von den Stadt-
werken Uberhaupt nicht aufgegriffen. Deshalb stelle ich nun den mindlichen Antrag, dass diese
freilaufende Rechtsabbiegespur erhalten wird, um an diesem Knotenpunkt eine verninftige Ab-

wicklung zu gewahrleisten.

Herr Mitterreiter-Naeve: (KVR-11/122)

Herr Oberbirgermeister, meine Damen und Herren! Bei dem freilaufenden Rechtsabbieger haben
wir das Problem, dass fir diesen nicht mehr ausreichend Platz vorhanden ist. Wir wollen in der
Hultschinerstrale zwischen der Truderinger Stral3e und der Unterfihrung noch eine Haltestelle si-
tuieren. Um diese gut anzubinden, wird zwischen der Haltestelle und der Unterflihrung noch eine
FuRgangerfurt bendtigt. Deshalb ist der Platz fir den freilaufenden Rechtsabbieger am Ende nicht

mehr vorhanden.

Herr Altmann, wir haben die Leistungsfahigkeit des Knotens untersucht. Wir finden dort bereits
heute eine angespannte Verkehrssituation vor. Diese werden wir sicher nicht verbessern konnen.
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Mit den heutigen Verkehrszahlen werden wir hinsichtlich der Leistungsfahigkeit kaum Probleme
haben. Es wird keine signifikante Verschlechterung eintreten. Wir haben auch Prognosezahlen
berlcksichtigt. Wenn der Verkehr derart zunehmen wirde, wie in den Prognosezahlen fur das Jahr
2025 prognostiziert, wiirden wir die Staus gegenuber heute tatsachlich etwas verlangern. In der
Konzeption, wie die Haltestellen vorgesehen sind, kdnnen wir jedoch die freilaufende Rechtsab-
biegespur nicht aufrechterhalten.

Der beiliegende Anderungsantrag der CSU wird gegen die Stimmen
von CSU und FDP abgelehnt.

Der miindliche Anderungsantrag der Biirgerlichen Mitte FW-ODP-BP, den freilaufenden
Rechtsabbieger zu erhalten, wird gegen die Stimmen der antragstellenden Fraktion und
der FDP abgelehnt.

Der Antrag der Referenten wird einstimmig beschlossen.

Erkldrung zur Abstimmung:

StR Altmann:

Wir stimmen der Trambahn-Linie naturlich zu. Ich méchte jedoch betonen, dass wir dieser Losung
mit dem Wegfall des Rechtsabbiegers nicht zustimmen, weil die Ausfihrungen der Verwaltung
nach wie vor flr mich nicht stichhaltig sind. Der freilaufende Rechtsabbieger ware maéglich. Ich
bedaure sehr, dass Sie wieder einen Verkehrsknotenpunkt schaffen, der noch massiver durch
Staus Uberlastet wird.
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KITA-Elternberatungsstelle, Erfahrungsbericht
und Darstellung der Tatigkeit - Ausblick

Diverse Antrage

Aktensammlung Seite 2997

StR Mller:

Herr Oberbiirgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir bringen den lhnen vorliegenden An-
derungsantrag ein, weil die nach der Ausschusssitzung, in der wir das Thema ausfuhrlich behan-
delt haben, vorgelegten Ausfihrungen des Referats unseres Erachtens nach die Sachlage leider
nicht weiter erklaren, sondern unklarer machen. Deswegen méchte ich drei Aspekte noch einmal
deutlich machen: Wir sind absolut der Meinung, dass die Eltern die Moglichkeit haben sollen, wei-
terhin an ihre Kindertagesstatte gehen zu kénnen. Insbesondere bei der Familienselbsthilfe und
bei den Eltern-Initiativen ist es nattirlich so, dass wenn ich mich selbst organisiere, ich auch das
Recht habe, selbst Kinder in meine Kindertagesstatte aufzunehmen. Das gilt auch fur alle anderen
Einrichtungen, insbesondere fur die der freien Trager. Naturlich, und das haben wir immer deutlich
gemacht, soll ein Abgleichverfahren stattfinden, mit dem die derzeitigen burokratischen Hurden
uberwunden werden. Eltern, die nicht an die Kindertagesstatte ihrer Wahl gehen wollen, sollen die
Maoglichkeit der zentralen Anmeldung haben. Wenn wir es abgleichen, kdnnen wir auch Uber die

Anmeldung reden.

Der Punkt ist uns in den Diskussionen mit Eltern insbesondere bei den laufenden Schulein-
schreibungen der letzten Zeit aufgefallen: An Schulstandorten soll und muss es kunftig moglich
sein, dass man nicht zu mehreren Mittagsbetreuungen (Hort, Ganztagsklassen usw.) rennen
muss, um am Schluss irgendein Angebot fur sein Kind zu haben. Uns ist wichtig, dass insbeson-
dere an Schulen klargemacht wird, dass eine Anmeldung erfolgt. Dann kiimmern sich nach der
vorgeschlagenen Wahl der Eltern die Stadt und der Freistaat gemeinsam darum, dass ein ent-
sprechendes Angebot sichergestellt wird. Das kénnen wir nicht alleine schaffen. Wesentliche Ein-
flisse kommen z. B. von den Schulleitungen. Wir stellen zum Teil sehr unterschiedliche Haltungen
der Schulleitungen gegentber der Mittagsbetreuung fest. Es ist sicher die Aufgabe der Stadt
Minchen, aber das bleibt unbenommen, sich darum zu kiimmern, dass die entsprechenden
Raumlichkeiten bauseits zur Verfiigung stehen. Die Freigabe bleibt aber die Sache der Schullei-
tungen. Fir uns als Stadt Munchen ist es notwendig, klar zu sagen: Wir gehen diesen Weg. Aller-
dings muss sich auch der Freistaat bewegen und sich wie die Stadt Minchen um ein entspre-
chendes Angebot fiir die Eltern an den Grundschulen kiimmern.
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Dies wollen wir mit unserem Anderungsantrag noch einmal deutlich machen. Es geht nicht darum,
die gesamte Diskussion zu verhindern, sondern wir wollen - nachdem es auch um die Zielrichtun-
gen einer EDV-Programm-Entwicklung geht - gewisse Prazisierungen schaffen, damit alle weiteren
Behandlungen ersetzt werden. Es soll noch einmal deutlich werden, in welche Richtung die Ent-
wicklung des Programms gehen soll. Die Anderung ist jetzt notwendig, weil wir mit dieser Be-
schlussvorlage das EDV-Programm beschlief3en. Aber auch, und das bedauern wir, weil uns die
Ausfuhrungen des Referats nicht prazise genug erscheinen.

Vielen Dank! - (Beifall der SPD-Fraktion)

StR J. Schmid:

Herr Oberbirgermeister, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kollege Miiller, welche Men-

gen an Kreide mussen Sie gefressen haben! - (Beifall der CSU-Fraktion) - Ich kann mich an diver-
se Debatten erinnern, in denen Sie diesen Punkt vehement verteidigt haben, dass es keine zent-
rale Anmeldung gibt. Es sollte nicht wichtig sein, dass Eltern jede einzelne der vielleicht 15 bis 25
moglichen Einrichtungen gesondert aufzusuchen haben, um sich Uber die jeweiligen Vorzuige zu
informieren. Das geschah unter volliger Leugnung des jahrelangen Mangels und Missstands. Mein
Eindruck war Ihr Wunschdenken - wenn wir freie Auswahl gehabt hatten -, dass Sie das immer
abgeschmettert haben. Jetzt, weil wir in zehn Tagen die Stichwahl haben, verteidigen Sie genau
das, was die CSU-Fraktion bereits seit 2007 fordert und beantragt hat und was wir heute langst
haben kdnnten. - (Anhaltender Beifall der CSU-Fraktion) - Der Witz ist: Die Geschwindigkeit des
Nachahmens von CSU-Positionen wird immer noch atemberaubender.

Jeder, der im Ausschuss fir Bildung und Sport war, weif3 es noch, dass die Birgermeisterin gesagt
hat, frihestens 2016 ... - (BMin Strobl: Ich stehe nach wie vor dazu!) - kann man das bewerkstelli-
gen. Siehe da, nach drei Wochen Ubernimmt die SPD diese Haltung auch. Sie merken, wie ,el-
ternfreundlich” Ihre bisherige Haltung war. - (Beifall der CSU-Fraktion) - Jetzt geht es pl6tzlich, das
ist atemberaubend!

Mich wundert allerdings, dass die Griinen nicht erwahnt sind und man keinen Liebesbeweis an die
Grlnen abgibt. Der hatte zu der Entwicklung der letzten beiden Tage gepasst. Auch die Griinen
haben ihre Position diesbezlglich verandert. Sie haben auch gegen die zentrale Anmeldung ge-
stimmt. Liebe Kolleginnen und Kollegen von den Griinen, Sie sind seit den Aussagen lhrer OB-
Kandidatin plétzlich dafur! Es wundert mich, dass die Liebe wohl doch noch nicht so weit geht, die
Griinen zu inkludieren, um sie beim Umfall gleich mitzunehmen. Das ist jedoch Ihre Sache.
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Ich will das noch einmal klar und deutlich - auch fiir die Offentlichkeit und die Eltern - festhalten:
Interessant ist, dass uns immer wieder gesagt wurde, es geht nicht. Jetzt geht es plétzlich doch!
Wir hatten das Ganze sieben Jahre friiher haben kdnnen, wenn die CSU hatte mitregieren kon-
nen. - (Anhaltender Beifall der CSU-Fraktion)

StRin Koller:

Liebe Kolleginnen und Kollegen, man merkt, der Wahlkampf fur die Stichwahl hat begonnen, ob-
wohl der letzte noch nicht beendet ist. Wir sind weiter im Boot. Sie haben richtig erkannt, dass
unsere Partei nicht auf diesem Antrag genannt ist. Ich will jedoch zuerst auf den Inhalt eingehen,

bevor ich mich zum Antrag aulere.

Wahlkampf hin oder her, mit dieser Vorlage gehen wir einen grofden Schritt in die Zukunft fir
unsere Kindertagesstatten. Wir bekommen durch diese Vorlage eine zentrale Elternberatungs-
stelle. Diese haben Sie und auch wir in den letzten Jahren immer wieder gefordert. Eltern missen
nun nicht mehr von Pontius zu Pilatus laufen! Angefangen von der Kinderkrippe bis zum Hort am
Gymnasium oder einer Ganztagsschule kénnen sie heute zu einer Stelle gehen und sich dort be-
raten lassen, denn dort werden sie unterstitzt. Wir haben es geschafft, dass dezentrale Horte
eingerichtet werden. D. h., an Schulen, an denen wir keinen Platz fir eine Mittagsbetreuung ha-
ben, mussen die Eltern nicht selbst herumsuchen, um ihre Kinder unterzubringen. Wir haben die-
sen neuen Weg geschaffen und neue Einrichtungen, damit auch diese Kinder einen Platz be-

kommen.

Zusatzlich gibt es Ubergangspléatze fiir Kinder, die neu in die Stadt kommen, Kinderkrippen usw.
Damit sind auch diese Kinder versorgt, wenn die Eltern hier einen neuen Arbeitsplatz haben. Da-
riber wird Gberhaupt nicht mehr gesprochen. Wir reden nicht mehr Gber Inhalte, sondern tber ein
oder zwei Worte: Zentrale Anmeldungsstelle. - (Beifall von Rot-Grln) - Herr Stadtrat J. Schmid, Sie
haben vorhin ausgeflihrt, dass auch wir Griine dafir sind. Ich stehe noch weiterhin zu meinen
Worten vor zwei Wochen im Ausschuss fir Bildung und Sport. Daran hat sich nichts geandert. Ich
verstehe jedoch, dass dies im Wahlkampf untergegangen ist. Hatten Sie sich die Plakatierung
meiner OB-Kandidatin genau angesehen, dann waren Sie darauf gekommen. Es heil3t namlich:
,Ein Kind, ein Antrag, ein Platz.” Natlrlich wollen wir das! Dariiber haben wir doch beim letzten Mal
diskutiert, dass wir eine zentrale Anlaufstelle und ein EDV-Konzept wollen. Die Eltern sollen einmal
die Maske beflllen mit den notwendigen Angaben. Auf diese Anmeldung mussen sowohl die stad-
tischen Einrichtungen als auch die der freien Trager und der Eltern-Kind-Initiativen (EKI) Zugriff
haben.
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Eltern sollen meiner Meinung nach naturlich zu den Einrichtungen gehen. Ich kann mir Uberhaupt
nicht vorstellen, dass es Eltern geben soll, die nicht in diese Einrichtung gehen, in die ihr Kind
demnachst kommen soll. Wenn ich beispielsweise meinen Urlaub plane, dann sehe ich 22 oder
mehr Hotels an. Dann soll es nicht zu schaffen sein, den Unterbringungsort fir mein Kind anzuse-
hen? Wenn Sie sagen, fiir jedes Alter miissen Sie in jede Einrichtung gehen, dann ist das schon
lange verjahrt. Das wissen Sie! Ihnen ist bekannt, wenn man sich heute fiir eine Gruppe anmeldet,
dann ist man gleichzeitig bei sieben anderen Gruppen gemeldet. Will ich den Radius vergrofiern
und im Bereich des Wohnorts Krippen suchen, dann gehe ich zu einer Einrichtung und bin bei
sieben weiteren im Umkreis angemeldet. Dann schaue ich vielleicht noch in der Nahe meines
Arbeitsplatzes nach und melde mich an, dann bin ich bereits bei vierzehn Einrichtungen gemeldet.
Vielleicht habe ich auch noch eine Oma oder auch eine Tante in einem anderen Teil der Stadt,
dann bin ich bei drei Kindertagesstatten gewesen und insgesamt bei 21 Einrichtungen angemel-
det. Ich finde, das ist leist- und machbar, und das kdnnen wir auch.

Uns ist wichtig, dass wir das EDV-Konzept dazu bekommen. Vielleicht ist das eher als bis 2016
mdglich? Wir haben im Ausschuss bereits dariiber gesprochen. Die Hoffnung stirbt zuletzt: Viel-
leicht bekommen wir den Zugriff fur alle wirklich schneller? Noch einmal, was Stadtrat Miller be-
reits ausgefuhrt hat: Die Eltern haben ein Wahlrecht. Es gibt auch Einrichtungen, in die manche
Eltern ihr Kind nicht schicken wollen - und: Zu Recht! - (BMin Strobl: Es ist eben nicht so einfach.) -

Was wollen Sie mit den Eltern-Kind-Initiativen? Dabei geht es um Eltern, die sich selbst organisiert,
Raume angemietet und Erzieher/innen eingestellt haben. Meine Kinder waren in EKIs. Sie kénnen
es sich kaum vorstellen, man diskutiert teilweise bis 03:00 Uhr, ob der Nikolaus kommen darf oder
nicht. Wenn Sie dann zu einem Beschluss kommen, kommt ein Elternpaar von auf3en und sagt:
.Nein, das will ich nicht, mir wurde der Platz von der Stadt zugewiesen.” So kann es nicht gehen.
Die Wohlfahrtsverbande, der Kreisjugendring und die Einrichtungen des Munchner Trichters -
unsere vertrauten und zuverlassigen Partner im Sozialbereich - bekommen von uns vorgeschrie-
ben, wen sie zu nehmen haben? Das macht auch padagogisch keinen Sinn, auch nicht in den
stadtischen Kindertagesstatten. Immer wieder einmal wird ein Leiter oder eine Leiterin feststellen,
in der Gruppe sind nur noch drei Madchen. Dann hilft Ihnen die zentrale Anmeldung nichts, denn
Sie mussen die Situation vor Ort sehen.

Noch einmal: Wir wollen doch alle das Gleiche, namlich eine deutliche Erleichterung fur die Eltern.
Wir wollen vermeiden, dass sie weiterhin dicke Papierstof3e durchackern missen. Mit Unterstut-
zung der neuen Technik kénnen die Eltern eine Einrichtung aufsuchen und ihre Anmeldung
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abgeben. Dann kénnen die Eltern die Kindertagesstatten in der Nahe besichtigen. Das wird auch
eine Entlastung fur das Leitungspersonal sein, weil man nicht 27 Elternpaaren an einem Tag das

Gleiche erzahlen muss.

Wir haben uns den Antrag der SPD-Fraktion angesehen und wollten nicht genannt werden. Er ist
jedoch so vage gehalten, dass wir uns nun vorstellen kénnen, ihn doch mitzutragen. Natirlich wol-
len wir, dass die Einrichtungen besichtigt werden kénnen oder Verbesserungen moéglich sind. Auch
der genannte Schulbereich ist nicht schlecht, in der praktischen Ausfuhrung brauchen wir jedoch
wesentlich mehr Informationen. Es hilft den berufstatigen Eltern nichts, wenn sie eine Mittagsbe-
treuung erhalten. Ich bin auch nicht vollstandig davon Uberzeugt, dass die Zusammenarbeit zwi-
schen dem Freistaat und der Landeshauptstadt Minchen immer optimal funktioniert, damit an je-
der Schule die optimalste Lésung gefunden wird. Dariiber missen wir uns jedoch in der nachsten
Zeit noch informieren. D. h., wir werden diesem Antrag jetzt ohne grof3e Leidenschaft zustimmen.
Lassen Sie uns jedoch nach der Stichwahl wirklich inhaltlich daran arbeiten, um echte Erleichte-
rungen fir die Eltern zu schaffen, ohne uns an den Worten ,zentrale Anmeldung” aufzuhangen.
Das fuhrt uns nicht weiter. - (Beifall der Fraktion Blndnis 90/Die Grinen/RL)

StR Mdller:

Herr Oberbirgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen! Lieber Kollege Schmid, in gewisser Wei-
se habe ich ein Privileg: Ich muss jetzt keinen persénlichen Wahlkampf mehr fihren. Insofern sehe
ich Ihnen Ihre Verve nach! Wir lernen immer gerne von der CSU. Sie wissen, dass ich gewohnlich
dieses Schild ,Danke! CSU” dabeihabe. Leider habe ich es noch nicht in Farbe, ich kimmere mich
jedoch darum, dass dies in der nachsten Wahlperiode zur Verfigung steht. Dann kénnen wir die
Segnungen der CSU Uber Bayern hinweg preisen: ,Wenn die liebe Sonne lacht, dann hat das die
CSU gemacht!” Wir wissen es.

Wir haben bewusst diese Polemik, die man bei Versdumnissen in die Debatte aufnehmen kann, in
vielerlei Bereichen herausgenommen, denn es dient der Sache nicht. Ich kann mich nahtlos an die
AuRerungen von Stadtrétin Koller anschlieRen. Es geht darum, dass wir uns in diesem Feld weiter
voranarbeiten mit den Verbesserungen, die den Eltern dienen. Viele Bereiche sind so kompliziert
und komplex, dass wir sie nicht einmal in allen Stadtratsdiskussionen vollstandig erfassen kénnen.
Kindertagesbetreuung ist ein Feld, in dem es um das Liebste der Eltern geht, um ihre Kinder und
auch darum, maéglichst optimal den Bediirfnissen beider Seiten ebenso wie denen der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern der Kitas Rechnung zu tragen. Naturlich ist eine gewisse Weiterentwick-
lung des Nachdenkens vorhanden. Hier gebe ich Ihnen Recht. Die Méglichkeit, zentral noch ein-
mal eine Verteilung vorzunehmen, ist erst gegeben, nachdem eine personliche Beratung nicht nur
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fur die unter Dreijahrigen, sondern auch fur die Uber dreijahrigen Kinder stattfindet. Dann ist es
auch moglich, einzelnen Eltern, die sich nicht in ihrer Wunsch-Kita anmelden, zu sagen: Wir
kimmern uns darum, dass Sie einen der noch vorhandenen Platze bekommen. Das Problem ist
nur, dass in vielen Einrichtungen nicht mehr so viele Platze zur Verfligung stehen. Wir missen die
Rechte der Eltern-Kind-Initiativen und der freien Trager berlicksichtigen und haben auch das
Thema Geschwisterkinder. Wir haben in manchen Einrichtungen - zum Gluck fur Minchen - viele
Geschwisterkinder, die nachriicken. Dann sind relativ wenige Platze nach Jahrgang und Einrich-
tung noch dbrig.

Ich schlage daher vor, den Schaum aus der Diskussion herauszunehmen. Wenn Sie es als Wei-
terentwicklung oder Zusammenfilhrung von Positionen sehen, dann finde ich das gut. Wir kénnen
daher gemeinsam versuchen, diese Probleme in den nachsten Jahren zu regeln. Ich glaube nicht,
dass dies so einfach werden wird. Komplett weise ich die AuRerung zuriick, es herrsche ein er-
heblicher Mangel. Ich verweise hierzu auf die Zahl der Klagen bei den unter Dreijahrigen. Das
muss man bei lhnen anscheinend standig wiederholen. Wir konnten im vergangenen Jahr den
Bedarf an Kindertagesplatzen decken. Selbstverstandlich mussen wir zusatzliche und weitere
Platze schaffen und daflr entsprechendes Personal ausbilden. Dann werden wir auf jeden Fall die

Anspruche der Eltern erfullen kdnnen, so wie es notwendig ist.

Noch einmal zur zentralen Anmeldung: Klar ist, dass wir auch die Papierflut eindammen wollen.
Das Engagement der Eltern werden wir nicht wesentlich verringern kénnen. Zum Teil ist es so,
dass nicht die Anmeldung die meiste Arbeit erfordert, sondern der laufende Betrieb: Elternabende,
Elterngesprache, Informationsabende, Eltern kdnnen sich im Forderverein engagieren, den Floh-
markt organisieren oder auch das Sommerfest durchfuhren. Der Nikolaus muss organisiert werden
und je nach Einrichtung St. Martin oder Lichterfest. Es gibt eine unendliche Fille an Elternaktivita-
ten, wenn die Kinder endlich untergebracht sind. Daher soll man nicht allein in den Vordergrund
stellen, welche Mihe die Anmeldung macht. Es gibt Einrichtungen, in denen monatlich Eltern-
abende stattfinden, aber jeder soll selbst Giber sein Engagement entscheiden. Die meisten Eltern
sind dabei, denn ihnen ist die Entwicklung ihrer Kinder wichtig. In diesem Sinn wollen wir auf dem

vorgeschlagenen Weg weiter vorangehen.

Ich habe bewusst keine Spitze gegen den Freistaat vorgebracht. Wir wissen natlrlich selbst, dass
die Stadt Hausaufgaben in dem Bereich zu erledigen hat, aber auch der Freistaat. Uns geht es
darum, dass diese Aufgaben gemeinsam erledigt werden. Wir hoffen daher, dass dieser Antrag ein

weiterer Schritt in die richtige Richtung ist.
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StRin Stock:

Herr Oberburgermeister, Kolleginnen und Kollegen, war das schon ein Angebot fiir eine grol3e
Koalition? - (Zuruf aus der Fraktion Bundnis 90/Die Grunen/RL: Ganz groRRe Koalition!) - Es ist in-
teressant, wie viele Jahre die SPD diesen Antrag der CSU, den wir immer wieder unterstitzt ha-
ben, ignoriert. Auf einmal wird dieser Antrag aus dem Hut gezaubert. Ich denke, wir wissen alle,
wie schwierig es ist, Kinder unterzubringen. Es ist die einzige und beste Mdglichkeit eine zentrale
Anmeldestelle bei der Stadt zu eréffnen. Ich finde diesen Antrag gut und richtig. Die Eltern sollen
auch die Freiheit haben, auszuwahlen, wo sie hingehen. Naturlich sehen sich die meisten Eltern
die Kindertagesstatten an. Es gibt kaum jemandem, dem es egal ist, wo das Kind untergebracht
wird. Das eine hat aber mit dem anderen nichts zu tun. Sie bekommen einen Vorschlag und sehen
sich die Kita an. Wenn Sie damit nicht einverstanden sind, muss man weitersehen. Bei den Initia-
tiven wird es ebenso sein.

Der Antrag ist gut, er kam vielleicht gerade noch zur rechten Zeit. Ich war auch sehr verwundert,
dass der Vorschlag von der SPD gekommen ist, dies bis 2015 einzurichten. Im Schulausschuss
klang das noch ganz anders. Es hiel3, so schnell ginge es nicht, auerdem hatte es auch mit der
Software zu tun. Ich bin neugierig, wie es laufen wird. Zumindest sind wir nun auf dem richtigen
Weg.

StR J. Schmid:

Herr Oberbirgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen! Nachdem ich mir angehért habe, was

gesagt wurde und insbesondere von der zweiten Blirgermeisterin nicht gesagt wurde - sie hat
gemeint, sie auert sich dazu nicht mehr -, ist eines noch deutlicher geworden: Bei dem Antrag
handelt es sich um eine plumpe Wahlkampfunterstitzung flr den Kollegen Reiter und nicht mehr.
Sie stellen jetzt einen Antrag, der sicherstellen soll, dass es eine zentrale Anmeldung gibt. Die Kol-
legin Koller erklart dazu lang und breit, wo die Schwierigkeiten sind, warum das nicht geht, usw.
Der Kollege Miller erzahlt weitestgehend etwas, was neben dem eigentlichen Thema liegt, und er
schwurbelt irgendwie herum. Ich kann nur eines sagen: Ich habe erst recht durch die Wortmel-
dungen den Eindruck gewonnen, dass es nur um einen Schaufensterantrag und eine Wahlkampf-
unterstitzung geht. Sie wollen die zentrale Anmeldung in Wirklichkeit gar nicht.

StR Altmann:

Es freut mich auch, dass es jetzt mdglich ist, eine zentrale Vergabestelle einzurichten. Wenn ich
nicht im Ausschuss moniert hatte, dann ware der Antrag der Burgerlichen Mitte-FW-ODP-BP, der
bereits im November 2013 eine entsprechende Forderung enthalten hat, beiseitegeschoben
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worden. Daran sieht man, wie hier in manchen Bereichen gearbeitet wird. Das finde ich nicht in

Ordnung. Mich freut es nun, dass wir zu der Regelung kommen und kénnen es nur begril3en.

Die Ziffern 1 bis 16 des Referentenantrages werden einstimmig beschlossen.

Der Erganzungsantrag der SPD zu Ziffer 17 neu wird ebenfalls einstimmig beschlossen.
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- BMin Strobl tibernimmt den Vorsitz -

Den Tourismus auch auf muenchen.de fordern
Antrag Nr. 4562 von StR Schlagbauer vom 09.08.2013

Aktensammlung Seite 2999

StRin Neff:

Frau Burgermeisterin, Kolleginnen und Kollegen! Vorweg: Wir werden der Vorlage zustimmen. Ich
habe mich allerdings gewundert, dass diese Vorlage nur im Verwaltungs- und Personalausschuss
behandelt wurde. Das zentrale Thema Tourismus betrifft eigentlich das Referat fiir Arbeit und
Wirtschaft. Man hatte es also in einem gemeinsamen Ausschuss behandeln sollen. Ich bin nun
froh, dass wir die Diskussion in das Plenum vertagt haben.

Ich will auch nicht auf Versdaumnisse der letzten Jahre eingehen, die mit Sicherheit in Bezug auf
muenchen.de passiert sind. Wir haben in der Tourismus-Kommission sehr intensiv diskutiert, wo
die Schwachen liegen. Der Referent, der Vorsitzende der Tourismus-Kommission, ist heute nicht
anwesend, aber Frau Knudson ist da. Es gibt sehr wohl Versdumnisse. Wenn wir Gber den Teller-
rand hinausschauen und sehen, was andere grof3e Stadte machen, um den Tourismus zu fordern,
mussen wir feststellen: Minchen liegt weit hinten. Das gilt nicht nur fir die Internet-Prasenz, son-
dern auch fir die ITB. Die Erkenntnis, dass man in mehreren Sprachen anbieten sollte, hatte man
vielleicht auch schon friiher haben konnen. Ich hoffe, dass wir vielleicht schon in der nachsten Sit-
zung der Tourismus-Kommission einen Bericht Uber die Arbeitsgruppe bekommen, die wir am
16.03.2014 beschlossen haben.

Ich mochte nur noch auf eines eingehen: Ich sehe es sehr kritisch, dass von der Portalgesellschaft
die Option, um funf Jahre zu verlangern, bereits im Dezember 2013 ausgetibt wurde. Wenn dieses
neue Konzept, das noch vor der Sommerpause 2014 ausgearbeitet sein soll, nicht funktioniert,
dann muissen wir uns unterhalten dirfen, dass wir im gegenseitigen Einvernehmen das Ganze
wieder aufheben. Ich glaube, es ist flir die Stadt Minchen und die Zukunft des Tourismus in der
Stadt Mlnchen wichtig, dass wir es uns genau anschauen und nicht einfach weiterlaufen lassen.

Daruber waren wir uns in der Tourismus-Kommission einig.

Wir werden zustimmen, aber ich musste eben noch diese Anmerkungen machen.
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StR Pretzl:

Wir sind uns weitgehend einig in der Bewertung. Jeder in der Tourismus-Kommission weil}, dass
es jetzt eine Arbeitsgruppe gibt, die sich mit dem Thema auseinandersetzen soll. Das ist in der
Vorlage Uberhaupt nicht erwahnt. Ich kann mich relativ weitgehend den Ausflihrungen der Kollegin
Neff anschlief3en. Einige Punkte der Vorlage kdnnen wir so nicht akzeptieren.

Im Antrag steht, das Design des Stadtportals ist positiv zu werten. Alle Fraktionen, die in der Tou-
rismus-Kommission vertreten sind, sowie alle Experten waren sich einig, dass dem nicht so ist.
Das ist ja auch der Grund, warum wir eine Veranderung brauchen. Die Portalgesellschaft hat jetzt
die Option gezogen, die Seite weiter betreiben zu durfen. Das war in der Tourismus-Kommission
auch anders besprochen. Das mdchte ich an dieser Stelle einmal feststellen. Man hat gesagt, man
bittet die Portalgesellschaft, damit zu warten, bis die Ergebnisse der Arbeitsgruppe vorliegen und
wir eine gemeinsame Losung finden. Jetzt sind aber wieder Fakten geschaffen.

Noch eine Anmerkung: Wir reden beim Bereich Internet von einem sehr schnelllebigen Produkt.
Das Grundproblem lag schon beim Ausgangsvertrag, den man auf zehn Jahre mit einer Verlange-
rungsoption auf zweimal finf Jahre ausgestattet hat. Jeder, der sich auch nur rudimentar mit den
Veranderungsgeschwindigkeiten im Netz auskennt, weil3, dass solche Zeithorizonte vollig unublich
sind, um es einmal vorsichtig auszudricken. Jetzt hat die Portalgesellschaft die erste Option ge-
zogen und hat eine Verlangerung um finf Jahre. Wir sind Uber die Stadtwerke als maf3geblicher
Gesellschafter vertreten, und ich hoffe, dass wir zusammen mit den Miinchner Tourismusexperten,
den Hoteliers und den Gaststatten eine Losung finden, die eine deutliche Verbesserung bedeutet.
Ich rede nicht nur von der Sprachenvielfalt, sondern auch davon, dass man keine Hotels finden
kann. Das geht alles Uber die Hotelbuchungs-Portale. In diesem Zusammenhang sind uns andere
Stadte meilenweit voraus. Wir waren uns fraktionsibergreifend einig, dass Verbesserungen not-

wendig sind. Jetzt hoffen wir, dass diese auch realisiert werden.

Die Ausfiihrungen in der Vorlage bezlglich der positiven Bewertung und der Tatbestand, dass die
Portalgesellschaft noch schnell fir die nachsten finf Jahre die Option gezogen hat, muss man
durchaus kritisch anmerken. Vielen Dank.

StR Reissl:

Frau Blrgermeisterin, Kolleginnen und Kollegen! Es kommt in diesen Debatten immer wieder der
Grundtenor, alle anderen machen es besser. Ich erinnere daran, dass wir seit sieben oder acht
Jahren ein standiges Wachstum im Tourismus-Bereich haben. Wir hatten im vergangenen Jahr
12,9 Mio. Gastelbernachtungen. Das waren noch einmal 600.000 mehr als im Jahr zuvor. Jetzt
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kann man sagen, wir hatten gern noch ein bisschen mehr. Ich will aber den Grundtenor, der immer
wieder mitschwingt, namlich es sei alles Mist und verkehrt, zum wiederholten Mal entgegentreten.
Das heifdt nicht, dass man sich nicht immer wieder Gedanken machen soll, wie man etwas ver-
bessern kann. Deshalb gibt es ja diese Tourismus-Kommission, weil wir dariber nachgedacht ha-
ben, wie verbessern wir die Kooperation mit den Akteuren in der Tourismus-Wirtschaft. Mein Ein-
druck als Mitglied dieser Kommission ist, dass sich diese Zusammenarbeit gut anlasst. Ich bin
Mitglied in dieser bereits angesprochenen Arbeitsgruppe ,Internet®. Aus dem ersten Gesprach bin
ich mit Zuversicht herausgegangen, dass wir uns einig werden. Naturlich missen wir miteinander
die entsprechenden Bedingungen schaffen. Die Idee ist, muenchen.de - das ist eine der wertvolls-
ten Internet-Domains in Europa - auch weiterhin der Manchner Tourismus-Wirtschaft zur Verfugung
zu stellen. Ich bin kein Anhanger davon, es zu trennen. Ich bin ein entschiedener Anhanger davon,
der Minchner Tourismus-Wirtschaft auch in Zukunft muenchen.de zur Verfiigung zu stellen, einen
separat aufgebauten Tourismus-Auftritt neben dem allgemeinen muenchen.de-Auftritt fir die
Munchner Burgerinnen und Birger. Ich bin zuversichtlich, dass die Empfehlung der Touris-
mus-Kommission auch so lauten wird.

Ich verstehe auch nicht die Kritik daran, dass die Portal Minchen Betriebs GmbH & Co. KG eine
ihr von der Stadt vertraglich eingeraumte Verlangerungsoption zieht. Warum soll sie es nicht tun?
Ich habe in der Tourismus-Kommission auch nicht den Eindruck erweckt, als ob ich bereit ware,
der muenchen.de-Portalgesellschaft diese Aufgabe wegzunehmen. Es handelt sich um eine
Tochtergesellschaft. Die Stadt Minchen bzw. im wesentlichen die Stadtwerke Miinchen sind mit
sehr viel Geld in Vorleistung getreten, um das Uberhaupt aufzubauen und die Gesellschaft dahin

zu bringen, wo sie heute steht.

Ich sehe Uberhaupt keinen Anlass oder kein Motiv, um daran zu zweifeln, dass wir im konstruktiven
Austausch mit muenchen.de einen deutlich verbesserten Tourismusauftritt erreichen werden. Ich
stimme den Kolleginnen und Kollegen zu, dass es einen erheblichen Verbesserungsbedarf gibt.
Diesen haben wir gemeinsam mit den Akteuren der Tourismus-Wirtschaft in der Kommission auf-
gezeigt, und daran arbeiten wir. So wie es sich darstellt, ist alles in Ordnung. Ich bin der festen
Uberzeugung, dass wir deutliche Verbesserungen erreichen werden.

StRin Dietrich:

Frau Vorsitzende, Kolleginnen und Kollegen! Ich denke, es ist nicht nétig, kontroverse Debatten zu
fuhren. In der Tourismus-Kommission haben wir das hinauf- und herunterdiskutiert, und wir waren
uns alle einig. Mir fehlt ein bisschen der differenzierte Blick. Wenn Sie, Frau Neff, sagen, dass die
Tourismus-Foérderung in Minchen weit hinten liegt, dann ist das einfach nicht richtig. Das stimmt
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nicht. Berechtigt ist - darUber sind wir uns einig - die Kritik am Auftritt im Internet. In diesem Zu-
sammenhang gebe ich lhnen recht. Hier sind wir mehr als hinten dran. Auch das haben wir in der
Kommission besprochen. Wir waren uns einig, dass ein solcher Internet-Auftritt einer Stadt wie
Minchen, fir die der Tourismus ein sehr wichtiger Wirtschaftsfaktor ist, nicht angemessen ist.
Deshalb wurde in der Tourismus-Kommission - dort sitzen die Fachleute - der Beschluss gefasst,
eine Arbeitsgruppe zu bilden. Ich bin sehr optimistisch, dass dabei etwas herauskommt. Ich habe
durchaus Vertrauen. Wir kdnnen also der heutigen Vorlage zustimmen und dann in der Tourismus-

Kommission weiterarbeiten.

StRin Sabathil:

Frau Blrgermeisterin, Kolleginnen und Kollegen! Ich mdchte die Frage von Frau Neff einfach auf-
greifen, warum dieser Punkt nur im Verwaltungs- und Personalausschuss behandelt wurde. Ich
habe den Eindruck, dieses geschah, weil man sich dort nicht so gut auskennt. Es ist im Ausschuss
fur Arbeit und Wirtschaft und in der Tourismus-Kommission hinauf- und herunterdiskutiert worden.

Da frage ich mich schon, warum es nur im Verwaltungs- und Personalausschuss behandelt wurde.

OBM Ude:

Die Zustandigkeit des Verwaltungs- und Personalausschusses ergibt sich einfach und zwingend,
weil das Direktorium das zustandige Betreuungsreferat ist. Der heutige Beschluss betrifft nur die
Verfahrensfragen. Ich kann lhnen anbieten, dass das Direktorium die Vorstellung des gemeinsam
zu erarbeitenden Konzeptes in einem Ausschuss fiir Arbeit und Wirtschaft zusammen mit dem
Verwaltungs- und Personalausschuss empfehlen wird. Die inhaltlichen Fragen des Konzeptes ge-
héren tatsachlich in den Ausschuss flr Arbeit und Wirtschaft, aber der Verwaltungs- und Perso-

nalausschuss erteilt die Auftrage.

StRin Neff:

Frau Blrgermeisterin, Kolleginnen und Kollegen! Es ist nicht alles Mist, und das hat auch niemand
behauptet. Wir haben eine Tourismus-Kommission ins Leben gerufen, Gott sei Dank, weil wir seit
Jahren - ich bin seit 12 Jahren Verwaltungsbeiratin im Tourismusamt - sehen, dass wir standig ir-
gendwie hinterherhinken. Es wurden immer Antrage gestellt, was Kongresse oder den allgemeinen
Tourismus angeht. Die Griindung der Tourismus-Kommission hat zum ersten Mal deutlich ge-
macht, dass wir das Thema ernst nehmen. Wir haben hohe Ubernachtungszahlen, aber man hat

gesagt, wir missen trotzdem etwas unternehmen.

Es wurde sehr wohl in der Kommission besprochen, dass mit der Portalgesellschaft Gesprache
gefuhrt werden, bevor diese die Option zieht. In irgendeiner Form ist es schiefgelaufen, wie auch
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immer. Darum haben wir gesagt, nachdem es eine stadtische Tochter- bzw. Enkelgesellschaft ist,
wir missen uns darlber unterhalten. Wir waren uns in der Tourismus-Kommission auch einig, dass
wir anfangen mussen. Wir mussen die Internet-Prasenz verbessern. Das ist das wichtigste Thema.
Ich setze darauf, dass sich in Kiirze neue Aspekte ergeben werden. Ich hoffe, dass wir vom Re-
ferat einige Satze dazu héren werden.

Herr Kapp:
Frau Blrgermeisterin, sehr geehrte Damen und Herren! Frau Neff hat das RAW direkt angespro-

chen. Lassen Sie mich dazu noch einige Satze sagen, wie erbeten.

Die Ausfuhrungen von Herrn Reissl kann ich von unserer Seite aus nur bestatigen. Man kann nicht
sagen, dass die Tourismus-Arbeit der letzten 20 oder 25 Jahre nur schlecht gewesen sei. Die Zahl
von 13 Mio. Ubernachtungen kommt sicher nicht von ungefahr oder weil Miinchen ein Selbstlaufer
ist.

Selbstverstandlich werden wir in der Tourismus-Kommission berichten. Sie wissen, diese tagt das
nachste Mal am 10.04.2014. Davor, namlich am 26.03.2014, tagt die Arbeitsgruppe, an der unter
anderem Herr Stadtrat Reissl und die Portalgesellschaft teilnehmen. Dort werden die Ergebnisse

der bisherigen Gesprache dargelegt werden.

Wir sehen es librigens nicht so, dass zuerst die Verhandlungen mit der Portalgesellschaft gefihrt
werden sollten, bevor der Vertrag verlangert wird. Wir haben natlrlich mit der Portalgesellschaft
Gesprache gefiihrt, aber die Verlangerung der Nutzung von muenchen.de war unabhangig davon
zu sehen, wie bereits ausgefihrt. Das war eine Option, die vonseiten der Verwaltung tberhaupt
nicht infrage gestellt werden konnte.

Die jetzige Vorlage ist mit uns abgestimmt worden. Aus unserer Sicht werden zwischen Frau
Knudson und der Portalgesellschaft hoch konstruktive Gesprache gefiihrt. Wir werden bald berich-
ten, wie nach unserem Dafiirhalten eine deutliche Verbesserung des Auftritts des Tourismus in-
nerhalb von muenchen.de geschehen kdnnte. Wir schlagen gerne die Darlegung des Konzeptes in
einem gemeinsamen Ausschuss, wie es der Oberblrgermeister empfohlen hat, vor.
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BMin Strobil:
Die FDP beantragt bei Ziffer 1 des Referentenantrages die Streichung der Satze 2 und 3.

Der Antrag der FDP, in Ziffer 1 die Satze 2 und 3 zu streichen, wird gegen die Stimmen
der CSU, FDP, FW und BP abgelehnt.

Der Referentenantrag wird einstimmig beschlossen.
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Checkliste zur Durchfiihrung von Biirgerbeteiligungs-
verfahren

Fruhzeitige Blrgerbeteiligung bei Bauvorhaben auch
fur die bekannten Biirgerinitiativen und die betroffenen
Biirgerinnen und Biirger

Antrag Nr. 4822 des BA 13 vom 14.05.2013

Aktensammlung Seite 3001

StR Dr. Mattar:

Frau Burgermeisterin, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, meine Damen und Herren!
Wir sind fur diese Vorlage und unterstlitzen sie auch. Es handelt sich um einen guten Zwischen-
bericht und eine gute Arbeitsgrundlage. Ich bedaure aber etwas, dass es im Planungsausschuss

keine Gelegenheit gab, darliber zu sprechen. Das wird man sicherlich nachholen missen.

Ich will allerdings auf einen Punkt hinweisen. Wir haben jetzt nur eine Checkliste. Ich stelle mir
aber schon vor, dass man Kategorien der Burgerbeteiligung zu schaffen versucht, so dass eine re-
lativ leichte Zuordnung mdglich ist. Man hat also ein Vorhaben X und dann die Burgerbeteiligung Y,
so dass man nicht bei jedem Einzelfall wieder neu tberlegen muss. Wenn man nicht so vorgeht,
dann gilt das Prinzip, wer am lautesten schreit, bekommt die groRte Blirgerbeteiligung. Das finde
ich nicht sinnvoll. Hier sollten wir eine Nacharbeitung vornehmen, so dass wir eine gewisse Kate-
gorisierung haben. Ich habe schon mit den Kollegen von der Verwaltung gesprochen. Es ware
sinnvoll, es im Bereich des Planungsreferates - sei es in der ALEI oder in der Bauleitplankommis-
sion - vorzuberaten, bevor es in einen gemeinsamen Ausschuss kommt. Ich wirde der Verwaltung

Uberlassen, wie sie es einspeist.

Der Referentenantrag wird einstimmig beschlossen.
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Beratungsstelle fiir Opfer rechtsextremer und
rassistischer Gewalt

Antrag Nr. 4747 von Buindnis 90/Die Griinen/RL
vom 29.10.2013

Aktensammlung Seite 3005

StR Richter:

Frau Burgermeisterin, meine Damen und Herren! Die rot-griine Stadtverwaltung ist gut darin, im-
mer neue Posten zu schaffen, wenn es um die Bekdmpfung von Rechtsextremismus geht. Diese
Beratungsstelle wird kiinftig mit 240.875 € zu Buche schlagen. Es ist nun in Minchen nicht so,
dass nicht schon jede Menge Anstrengungen unternommen wiirden, um sich der Jahrhundertauf-
gabe ,Bekdmpfung von Rechtsextremismus® zu widmen. Wir haben die Fachstelle gegen Rechts-
extremismus, wir haben den Stadtjugendring, wir haben eine Rechtsextremismus-Beauftragte in-
zwischen auf Bezirksebene usw. AulRerdem gibt es noch diverse Landesprogramme. Es ist nicht
so, dass man im Bereich der Bekdmpfung des Rechtsextremismus nichts tun wirde.

Nun haben wir noch eine Beratungsstelle fur die Opfer von Rechtsextremismus und rassistischer
Gewalt zum Spottpreis von 240.875 €. Wovon sprechen wir? Ich habe den Sicherheitsreport der
Mdnchner Polizei gelesen. Aus diesem zitiere ich besonders gerne, weil er sich an die Realitat halt
und nachprufbare Fakten aufzeigt. Es steht drin, dass es im Jahre 2012 in Munchen 28 Gewaltde-
likte im Bereich politisch motivierte Kriminalitat von rechts gegeben hat. Daflr ist ein Kostenansatz
von 240.875 € im Jahr vorgesehen. Wenn man es auf jedes Opfer herunterrechnet, dann macht
das ungefahr 8.602 € aus. Damit kann ich schon ein paar Stunden Betreuung durch einen

Psychiater investieren.

Der Sicherheitsreport der Miinchner Polizei weist aber auch aus, dass es im gleichen Zeitraum 33
Gewaltdelikte im Bereich der politisch motivierten Kriminalitat von links gegeben hat. Auf Seite 62
des Sicherheitsreportes der Mlnchner Polizei steht ausdriicklich, dass eine starke Zunahme im
Bereich der Gewaltdelikte von links zu verzeichnen ist. Da frage ich mich schon: Wo ist die Bera-
tungsstelle fur die Opfer von linksextremistischer Gewalt? Sind diese dem Munchner Stadtrat
nichts wert? Dieser Verdacht drangt sich auf.

Die Vorlage enthalt im Einzelnen ganz rihrende Aussagen. Auf Seite 3 steht z. B. als Begrindung
fur die Einrichtung dieser Beratungsstelle: ,Schwarze Menschen und Menschen, die erkennbar
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ihren islamischen Glauben leben, fihlen sich durch Blicke und Gesten bedroht. Sie bewegen sich
anders im offentlichen Raum.” Ich konnte Ihnen jede Menge Menschen nennen, die sich durch
Blicke und Gesten bedroht fiihlen, z. B. von Linksextremisten, von Menschen mit Migrationshin-
tergrund. Sie flihlen sich real bedroht, in der U-Bahn z. B., und nicht nur durch Gesten und Blicke.
Man bewegt sich auch als jemand, der kein Migrant ist, sehr viel anders im 6ffentlichen Raum,
wenn man Opfer von linksextremistischer Gewalt werden kann. Ich kénnte Ihnen viel erzahlen,
gerade aus den Zeiten des zurlickliegenden Wahlkampfes, dass man nicht nur als Migrant, son-
dern auch als Andersdenkender, der eine ,umstrittene” politische Meinung vertritt, sehr leicht Opfer

von linksextremistischer Gewalt werden kann.

Denken Sie an Herrn Stirzenberger mit seiner ehrenwerten Islaminitiative. Er hat in den letzten
Jahren des Ofteren Erfahrungen mit linksextremistischer Gewalt machen mussen, ist auch zu-
sammengeschlagen worden. Er kann ein Lied davon singen, was es heifdt, in dieser Stadt mit
linksextremistischer Gewalt konfrontiert zu werden. Von meinen eigenen Erfahrungen in den zu-
rickliegenden Wochen des Wahlkampfs méchte ich gar nicht sprechen. Diese Kreise, die hier sehr
tatkraftig auch mit kérperlicher Gewalt gegen Andersdenkende vorgehen, werden von der Stadt
Munchen finanziell geférdert. Das ist ein offenes Geheimnis. Die Stadt MUnchen gibt sehr viel da-
flr aus, um diese Kreise auch noch zu férdern, ihnen ein Zentrum oder Raumlichkeiten zur Orga-
nisation von Veranstaltungen zur Verfugung zu stellen. Es ist ein offenes Geheimnis, dass diese
linkskriminellen Gewalttater von der Stadt Minchen mit sehr viel Geld geférdert werden. Ich denke,
es ist schon ziemlich heuchlerisch, wenn man 240.000 € Steuergeld hinausschmeif3t, um sich um
die Opfer einer - wie auch immer gearteten - rechtsextremistischen Gewalt zu kiimmern, aber kei-
nen Cent dafiir Gbrig hat, um auch die Opfer von Migranten- und von linkskrimineller Gewalt zu
berlcksichtigen.

Ich weil3, dass ich hier in diesem Auditorium mit meinen Einwanden nicht auf viel Gegenliebe sto-
Re. Sie sollten es aber trotzdem einmal auf sich wirken lassen, weil es eine ausgesprochen un-
schone Schieflage ist, die sich bei diesem Tagesordnungspunkt manifestiert: Auf der einen Seite
wird zwar viel Geld in die Bekdmpfung von Rechtsextremismus gesteckt, auf der anderen Seite
wird aber der Linksextremismus - auch der gewalttatige Linksextremismus - mit viel Geld geférdert.
Herzlichen Dank flrs Zuhdren!

OBM Ude:

Ich mdchte nur zu Protokoll geben, dass die Behauptung, die Stadt wurde linkskriminelle Tater

- gar Gewalttater - unterstitzen, selbstverstandlich eine freie Erfindung ist, so dass sich eine poli-
tische Entgegnung ertbrigt. - (Allgemeiner Beifall)
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StR Richter:

Ich mdchte aber auch zu Protokoll geben, dass die Stadt das frihere Tépferlbad unterstitzt. Dort
finden entsprechende Kreise Unterschlupf. Diese werden mit stadtischen Geldern gefoérdert. Aus
diesem Zentrum heraus werden immer wieder gewalttatige, auch gesetzeswidrige Aktionen ge-
plant. Ich denke schon, dass man das ansprechen und sich nicht attestieren lassen muss, das

ware eine freie Erfindung!

Der Antrag des Referenten wird gegen die Stimme der BIA beschlossen.
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- OBM Ude ibernimmt den Vorsitz. -

Street Art in Miinchen fordern

Antrage Nr. 4646, 4647 und 4648 von
Biindnis 90/Die Griinen/RL vom 24.09.2013

Aktensammlung Seite 3025

StR Richter:

Herr Oberburgermeister, meine Damen und Herren! Blof3 ein paar Worte zu diesem Tagesord-
nungspunkt: In meiner Kindheit - in den 60er Jahren, kurz nach dem Krieg - haben die Lehrer
manche gute Spriiche drauf gehabt. Einer davon hat geheif3en: ,Narrenhande beschmieren Tisch
und Wande!“ Ich denke der Spruch ist heute auch noch richtig. Heute heif3t das ,Street Art“. Of-
fentlicher Raum, 6ffentliche Wande, konnen beschmiert werden. Sie werden von der Kommune,
von der Stadt auch noch zur Verfigung gestellt, damit man dort mit Spraybichsen groteske Ge-
bilde draufpinseln kann. Das heil3t heute ,Street Art“. Es ist aber im Kern nichts anders als be-
schmierte Wande. Ich denke, es ware ratsam, kein Geld zur Férderung solcher Aktionen zum
Fenster hinauszuschmeif3en, sondern um beschmierte Wande im 6ffentlichen Raum zu reinigen.

Sie kenne alle die Broken-Windows-Theorie, die besagt: Wenn erst einmal irgendwo ein Fenster
zerbrochen ist, dann werden bald auch die nachsten Scheiben eingeschmissen. Wenn man es zu-
|asst, dass Papierkérbe Gberquellen, dann braucht man sich nicht zu wundern, wenn dort auch
Wande beschmiert werden, wenn sich dort Mill ansammelt. In diesem Sinne ist es nicht ratsam,
wenn man beschmierte Wande im 6ffentlichen Raum zulasst. Ich fAnde es sinnvoller, wenn man
stadtische Gelder fir die Sauberhaltung des 6ffentlichen Bildes ausgeben wirde als fiir vorsatzli-
che Beschmierung. Herzlichen Dank flirs Zuhéren!

Der Antrag des Referenten wird gegen die Stimme der BIA beschlossen.
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NS-Dokumentationszentrum Minchen
Ausschreibung eines ,,Managed Services*

fur das Mediennetz

Aktensammlung Seite 3027

StR Richter:

Meine Damen und Herren, Herr Oberbirgermeister! Dieses NS-Dokumentationszentrum ist ein
Fremdkorper. Sie wollen diesen Fremdkorper, ich nicht. Es ist architektonisch ein Fremdkdérper. Er
verschandelt und konterkariert mit seiner kubistischen Hasslichkeit ein gewachsenes, klassizisti-
sches, neoklassizistisches Ensemble in der Arcisstralle, im Bereich des Konigsplatzes. Es ist
architektonisch ein Fremdkaorper, finanziell ein schwarzes Loch: 30 Mio. € verschlingt dieser Klotz.
Damit hatte man viel Sinnvolleres anstellen kénnen. Volkspadagogisch ist das ein Gesslerhut, dort
sollen Betroffenheitsgefiihle getankt werden. Schulklassen werden dort hereingesplilt, um sich dort
einen Schuld- und Suhnegestus anzubequemen. Wir brauchen ein solches Dokumentationszent-
rum in Minchen nicht, - (Zwischenruf: Brauchen wir schon!) - und es ist - wie gesagt - ein schwar-
zes Loch. Es bleibt ja nicht bei den 30 Mio. €, die dieses Zentrum von der ursprunglichen Anlage
her kostet: Einmal stimmt die Anlage der Gastronomie nicht, darauf missen neue Etagen freige-
macht werden, damit man die Gastronomie auch unterbringen kann. Dann stimmt die Beleuchtung
wieder nicht, so dass sich dort vielleicht nicht der richtige BlRergestus einstellt, wenn die Lampen
falsch eingestellt sind. Jetzt bendtigen wir noch ein eigenes Serviceprogramm.

Wir brauchen das alles nicht. Sparen Sie sich dieses Medienmarketing und sonstige Programm!
Sparen Sie sich das! Das muss nicht installiert werden, das muss abgeschaltet werden. Das ganze
Doku-Zentrum sollte abgeschaltet werden. Mit dem Geld sollte viel Sinnvolleres in Munchen an-

gestellt werden. Herzlichen Dank!

Der Antrag des Referenten wird gegen die Stimme der BIA beschlossen.

Erklarung zur Abstimmung:
OBM Ude:

Ich gebe die Erklarung ab, dass ich dem Antrag zugestimmt habe, weil gerade die letzte Wortmel-
dung gezeigt hat, wie dringend notwendig eine Aufklarung ist. - (Starker Beifall)
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Forderung der Volkskulturen

Aktensammlung Seite 3029

StR Richter:

Herr Oberbirgermeister, meine Damen und Herren! Eine Férderung der Volkskulturen ist schwer
nachvollziehbar. Eine Férderung der Volkskultur, namlich der einheimischen, der Minchner, der
bayerischen, ware ein Anliegen, dem sich die Stadt verpflichtet fiihlen sollte - aber nicht der
Volkskulturen!

Wenn ich mir das Kleingedruckte in der Beschlussvorlage anschaue, dann wird es wirklich ein
bisschen absurd: Dort wird darum geworben, dass sich auch Volksklnstler mit anderem ethni-
schen, mit anderem kulturellen Hintergrund, zur Munchner Stadtgesellschaft zugehdrig fuhlen sol-
len. Man soll wissen, was eine tiirkische Oud ist - ein Musikinstrument. Ich habe Musikwissen-
schaft studiert; ich weil}, was eine tlrkische Oud ist. Wer es sonst wissen will, kann in die Tarkei
fahren und sich das dort live anschauen. Man muss keine Steuergelder in Miinchen daflr ausge-

ben, dass sich herumspricht, was eine Oud ist.

Es ist die Rede davon, dass es in Bayern nach unserem - auch volksmusikalischen - Verstandnis
eine Selbstverstandlichkeit ist, wenn die Musiker im Bierzelt einen Hut vor sich aufstellen und man
dann ein bisschen Geld hineinwirft. Das ist bei uns selbstverstandlich. Musiker mit einem anderen
kulturellen Hintergrund kénnten sich beleidigt fuhlen, kénnten diese Behandlung, dass man dort
ein Trinkgeld hineinwirft, als Affront empfinden. Viel Geld daflir auszugeben, dass sich meinetwe-
gen Kunstler aus einem anderen musikkulturellen Hintergrund kinftig nicht mehr beleidigt fuhlen,
sondern in Minchen gut aufgehoben fuhlen und das Gefuhl haben, dazuzugehoren, ist nicht

nachvollziehbar. Vielen Dank!

Der Antrag des Referenten wird gegen die Stimme der BIA beschlossen.
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Gender-Medizin als fachliche Erweiterung der
Fachstelle Frau und Gesundheit

Aktensammlung Seite 3041

StRin Dr. Olhausen:
Kolleginnen und Kollegen, ich wollte meinen Anderungsantrag aus dem Gesundheitsausschuss

noch einmal erneuern bzw. stellen. Wir nehmen nun im Bereich der Fachstelle Frau und Gesund-
heit auch den Bereich Gender-Medizin mit auf. Es macht durchaus Sinn, dass man die ge-
schlechtsspezifischen Krankheits- und Therapiemerkmale mit hineinbringt. Dort werden dann quasi
manner- und frauenspezifische Krankheitsbilder sowie deren Therapien und Behandlungsmég-
lichkeiten thematisiert werden. Deswegen stellen wir den Antrag, auch den Namen der Fachstelle
adaquat zu andern. Sie heilt jetzt ,Frau und Gesundheit“. Wenn dort auch Manner beinhaltet sind,
soll das RGU uns einen Vorschlag machen, wie es dem neuen Aufgabengebiet einen adaquaten
Namen geben kann. Ich bitte Sie, dariiber abzustimmen. Ich wiirde mich natlrlich freuen, wenn

Sie dies mittragen, weil das andere keinen Sinn mehr fiir mich macht.

StRin Dietrich:

Herr Oberbirgermeister, Kolleginnen und Kollegen! Das haben wir im Gesundheitsausschuss
eigentlich alles besprochen. Wir hatten im Gesundheitsausschuss gegen diesen Anderungsantrag
gestimmt, weil wir gesagt haben, wir wollen auf jeden Fall, dass im Namen ,Frau und Gesundheit"
enthalten bleibt. Wir haben eben mit Herrn Lorenz gesprochen, und er hat ganz klipp und klar ge-
sagt, er wird einen Vorschlag machen. Das weil3 auch die Kollegin Dr. Olhausen, aber wir missen
es trotzdem hier noch einmal diskutieren! Er wird einen Vorschlag machen, bei dem der Name
,Frau und Gesundheit* bleibt. Dazu kommt ein Zusatz zum Thema Gender-Medizin - wie auch

immer das dann heilden wird.

Damit kénnten wir mitgehen und auch diesen Antrag beschlieRen. Aber ich glaube, wir missen
das hier nicht noch einmal hinauf und hinunter diskutieren, das hatten wir alles im Gesundheits-
ausschuss schon.

StRin Renner:

Herr Oberburgermeister, Kolleginnen und Kollegen! Es ist naturlich sehr interessant, welche Be-
deutung die CSU dem Bereich Gender-Medizin neuerdings zuteilt. Bisher hatte ich das Geflhl, das
war eher kein besonderes Thema. - (OBM Ude: Neues Denken!) - Genau! Ich méchte einfach aus
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der historischen Erfahrung noch einmal sagen, dass wir in dem Bereich Frauen und Gesundheit
sehr lange fur Gender-Medizin kdmpfen mussten. Das war Uberhaupt kein Thema. Ich wirde
einmal sagen, dass man jetzt plétzlich entdeckt, bei Mannern und Frauen ist die Gesundheit bzw.
die Krankheit anders zu beurteilen, ist durchaus ein Fortschritt fiir die CSU!

Trotz alledem ware es fur mich eben aus dieser historischen Betrachtung heraus doch sehr wich-
tig, dass der Obergriff ,Frau und Gesundheit* bleibt. Es ist nach wie vor so, dass dieses Thema
eigentlich Gber die Frauengesundheitspolitik entwickelt wurde. Es gibt hier auch noch viele The-
men, die neu bearbeitet werden mussen - zum Beispiel der Bereich Behandlung oder die Medi-
kamentenabgabe. Daher ware es schon sehr wichtig, dass die Frauenpolitik im Namen noch mit
dabei ist. Naturlich haben wir Gberhaupt nichts dagegen, wenn in dieser Abteilungsbezeichnung
auch Gender-Medizin enthalten ist. Das ist gar keine Frage. Wir kdnnen mit dem Antrag der CSU
schon mitgehen. Unser Wunsch an die Gesundheitsverwaltung ware aber, dass die Begrifflichkeit
.Frauen und Gesundheit* priorisiert wird. - (Beifall der SPD)

OBM Ude:
Vielen Dank. Wie man jetzt aber beides aufgreift, habe ich, ehrlich gesagt, nicht ganz verstanden.
Gott sei Dank gibt es noch eine Wortmeldung! - (Heiterkeit)

StRin Sabathil:

Herr Oberbirgermeister, Kolleginnen und Kollegen! Ich kenne den Antrag von Frau Dr. Olhausen
nur mandlich, und ich glaube, es gibt ihn auch nur mandlich. Ich bin auch der Meinung, dass
,Gender” nicht immer nur Frauen sein kdnnen. Insofern hat Frau Dr. Olhausen recht, und ich wr-
de mich dem Antrag gern anschlief3en.

OBM Ude:

Vielen Dank! Ich habe das logische Problem, beiden recht zu geben, - (Heiterkeit) - weil beides
verstandlich ist. Naturlich geht es entstehungsgeschichtlich erst um bestimmte Frauenkrankheiten,
die neue Diagnosen und Therapien erfordern. Wenn wir es verallgemeinern auf geschlechtsspezi-
fische Krankheitsbilder oder Krankheitsablaufe, dann haben wir es mit Gender zu tun. Das ist ein
Problem, das uns eigentlich Uberall ereilen wird, wenn es nicht mehr nur um Defizite bei den
Chancen fur Frauen geht, sondern um geschlechtsspezifische Mangel. Das trifft irgendwann auch
die Gleichstellungsstelle, die im Titel flr Gleichstellung ist, aber in der Praxis noch Defizite auf-

arbeitet, die dem weiblichen Geschlecht angetan werden.

Ich weil} nicht, wie man beiden recht gibt und dann zu einem Formulierungsergebnis kommt!
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Bfm. StR Lorenz:

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wenn Sie damit einverstanden sind, unterbreiten wir dem Stadtrat
einen Vorschlag, wie wir diese Organisationseinheit neu benennen. Wir miissen sowieso jede An-
derung einer Organisationseinheit (iber das POR laufen lassen. Bevor ich den Vorschlag dem POR
Ubermittle, wiirde ich mit den Fraktionen darlber reden, wie wir beide Aspekte im Namen der Or-
ganisationseinheit unterbringen kénnten. Dann wirde ich es dem POR melden. Ich denke, dann
kénnten wir den Anliegen, die hier vorgetragen worden sind, ohne Weiteres Rechnung tragen.

OBM Ude:
Vielen Dank! Das wéare der einzig denkbare Brickenschlag, dass wir statt beider Festlegungen

erganzen:

,Das RGU wird beauftragt, einen Vorschlag fiir die Namensgebung der betroffenen Abtei-

lung zu unterbreiten.*

Waren Sie damit einverstanden? Dass wir das heute l6sen, ist unwahrscheinlich. - (Zurufe: Ja, ja!)

Der erganzte Antrag des Referenten wird gegen die Stimme der BIA beschlossen.
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Stadtisches Klinikum Miinchen GmbH;
Vorstellung des Sanierungsgutachtens der

Firma Boston Consulting Group (BCG)

Aktensammlung Seite 3047 und 3085

OBM Ude:

Meine erste Frage an die CSU ist, ob sie mit meiner Ankiindigung an ihrem urspringlichen
Dringlichkeitsantrag, der jetzt als Anderungsantrag gestellt werden kénnte, festhalten. Ich sage
noch einmal definitiv zu, dass allen Stadtratsmitgliedern, die dies wiinschen, die Langfassung des
Sanierungsgutachtens zugestellt wird, sobald es abgenommen ist. - (Zwischenruf: ... in wenigen
Tagen) - Ja, in wenigen Tagen.

StR J. Schmid:

Das ist ja zu Protokoll fest zugesagt, damit sind wir einverstanden.

OBM Ude:

Gut, vielen Dank. Dann wird der Anderungsantrag nicht gestellt.

StRin Dr. Olhausen:

Herr Oberbirgermeister, Kolleginnen und Kollegen! Das Thema Gutachten beschatftigt uns jetzt

seit mindestens einem Monat. Da haben Sie das erste Mal Eckdaten in die Offentlichkeit gegeben.
Dann kam im letzten Gesundheitsausschuss ein Konzept, ein Gutachten. De facto waren es 15
Seiten Foliensatz von der Boston Consulting Group. Wir héren seitdem konstant, dieses Gutachten
sei unantastbar. - (OBM Ude: Das haben Sie noch nie gehdrt!) - Sie sagen, das Gutachten ist un-
antastbar. Wir diirfen - das war das Neueste, das wir gelernt haben - Anderungsvorschlage von
der Geschaftsflihrung prifen und berechnen lassen. Nun stehen wir vor dem Problem: Auf der
einen Seite wird schon alles Mégliche veroffentlicht, was Schwabing, Harlaching oder die anderen
Standorte betrifft. Das sind gravierende Anderungen fir die Leute vor Ort, fir die Mitarbeiter. Wir
haben aber, wie wir jetzt festgestellt haben, noch gar kein abgenommenes Gutachten! Ich habe
gelernt - das war im Gesundheitsausschuss eine neue Information fur mich -: Dieses Gutachten
hat offiziell die Geschaftsflihrung in Auftrag gegeben, auch wenn der Lenkungskreis sicher - ich
sage einmal - beteiligt war. Aber die Geschaftsfuhrung muss es jetzt offensichtlich auch offiziell

abnehmen.
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Nun reden wir also zwei Gesundheitsausschusssitzungen, mindestens zwei Aufsichtsratssitzungen
und medial schon langer Uber ein Gutachten, dass es offiziell noch gar nicht gibt. Wir horen: All
diese Eckdaten sind so zu behalten, es sei denn, jemand macht einen besseren Vorschlag, der
den gleichen Effekt erbringt. Wir wissen ja noch nicht einmal, welche Effekte dahinterstehen! Ich
weild nicht einmal, wie dick das Gutachten ist. Manche sagen, 300 Seiten; zuletzt habe ich gehdrt,
500 Seiten. Ich sehe die Eilbedurftigkeit. Es ist vollig klar: Dieser sind wir jetzt ausgesetzt, nach-
dem wieder drei Jahre ins Land gegangen sind, zu denen selbst lhr Vorganger - Blirgermeister
und ehemaliger Aufsichtsratsvorsitzender - sagt: drei Jahre, die wir wieder verloren haben, drei
Jahre, die wir in der Klinikentwicklung nicht aufholen kénnen. Deswegen stehen wir jetzt plétzlich
unter einer grof3en Eilbedurftigkeit. Aber, Kolleginnen und Kollegen, so kénnen wir doch nicht

serids mit der Kliniksanierung umgehen! - (Beifall der CSU)

Die Mitarbeiter, die Bevolkerung haben nun viel Gber die Kliniken und Gber die Entwicklung gehort.
Jetzt stehen wir vor einem Gutachten, das wir nicht kennen, und sollen es Ende Mai verabschie-
den. Ich wirde wirklich einmal um Auskunft bitten: Wie ist denn nun eigentlich das Prozedere ge-
plant? Ich hore alle mdglichen Varianten; einmal soll es so, einmal anders sein. Wann kriegen wir
das Gutachten? Warum kdnnen wir Uber Themen reden, die noch gar nicht offiziell abgenommen
sind? Ich finde das wirklich unserids. Hier geht es darum, dass wir seridés und transparent mit den
Themen umgehen! Naturlich mussen wir uns umfassend einarbeiten. Aber wenn immer wieder

Halbwahrheiten in die Welt gesetzt werden, kann man doch nicht serids ordentlich weiterarbeiten.

Wir fordern in dem Antrag, den wir einbringen werden, dieses Gutachten. Sie haben gesagt, das
bekommen wir. Dartiber sind wir froh. Im Aufsichtsrat hat sich das alles noch ganz anders ange-
hort. Aber ich habe zum Beispiel auch gelernt: Dem Ganzen liegen Papiere zugrunde - Zahlen,
Daten, Fakten. Ein sehr grof3er Aspekt bei diesem Klinikthema ist die Bausubstanz - die Bausa-
nierung und die Fortschritte. Bis 2022 sollen vier Hauser komplett Uberarbeitet werden. Bogen-
hausen soll generalsaniert werden und einen Anbau bekommen. Neuperlach ist noch nicht einmal
fertig und soll schon wieder umgebaut werden. Das ist alles wunderbar, aber wir miissen doch
wissen, auf welchen Annahmen das beruht. Nur so kdnnen wir einschatzen, ob das wirklich realis-
tisch ist und ob das funktioniert. Darauf basiert doch die weitere Entwicklung!

Jetzt erfahre ich, man geht plétzlich von neuen Kostenschatzungen fur die Sanierung in Bogen-
hausen aus. Bislang war diese deutlich teurer, obwohl es nur eine Generalsanierung war. Nun ha-
ben wir auch noch einen Erweiterungsbau, und auf einmal wird es billiger! Wenn ich in sechs Jah-

ren Stadtratstatigkeit etwas gelernt habe: Beim Bauen wird es immer teurer und es dauert immer
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langer, als man denkt! - (Zwischenruf von StR Kaplan) - Fast immer. Von den Kliniken haben wir

Neuperlach zwischen 2002 und 2016 saniert - nur um einmal eine Gré3enordnung zu nennen.

Mich wirde zum Beispiel interessieren, dass wir wirklich alle Unterlagen bekommen. Wir wissen
noch nicht einmal, welche Unterlagen es Uberhaupt gibt. Wir wissen nicht, welche Unterlagen mit
eingeflossen sind - welche Papiere, welche Gutachten. - (Zwischenruf) - Ich frage mich wirklich, ob
Sie ernsthaft sanieren wollen! Oder produzieren Sie einfach nur Papier, das keiner kennt, um zu
sagen, es wird plétzlich wahnsinnig viel betrieben, damit man sich noch irgendwie in den Mai ret-
tet? Dann schaut man, was passiert - oder auch nicht mehr passiert. Ich finde, das ist schon eine

eigenwillige Vorgehensweise.

Es gibt einen kommunalen Daseinsvorsorgeauftrag, das ist eine Verantwortung, die wir als Stadt
Midnchen haben! Aber wir haben uns nie dariber unterhalten: Was verstehen wir eigentlich unter
kommunaler Daseinsvorsorge? Was muissen wir denn den Menschen mindestens an medizini-
scher Versorgung bieten, damit auch alle Regionen gut und ordentlich versorgt werden? Ich weil},
dass der Munchner Norden grof3e Sorge hat, dass er nicht mehr ausreichend versorgt wird, weil im
Norden nur das Krankenhaus Schwabing ist, dann kommt erst einmal nichts mehr. Was ist also
eigentlich die Definition fur kommunale Daseinsvorsorge? Nur damit kdnnen wir uns dann ent-

scheiden, was wirklich Sinn macht. Mir fehlt hier die komplette Grundlage!

Was wir auch nie gesehen haben, ist die Ausschreibung flr dieses Gutachten. Ich weil} nicht, was
Sie in Auftrag gegeben haben. Was hat denn die Boston Consulting Group eigentlich fur eine
Hausaufgabe mitbekommen? Nach welchen Fragen sind sie vorgegangen? Es ist eine totale
Blackbox. Jetzt schaue ich mir noch an, dass wir gerade eine Personalauswahl treffen sollten. Wir
haben neue Geschaftsflihrer bestimmt. Die elementarste Frage in der Umsetzung eines Gutach-

tens ist naturlich: Wer setzt es um? Es sind zwei neue GeschéaftsfUhrer bestimmt worden.

Wissen Sie, wie lange wir im Aufsichtsrat Zeit hatten, um uns diese Personen anzuschauen und
dariber zu befinden? Es waren keine vier Stunden! - (Zwischenruf) - Wir hatten gerade einmal vier
Stunden zwischen der einen Pressekonferenz, die das Sanierungsgutachten vorgestellt hat - das
es noch gar nicht gibt, aber das hatte ich ja schon erwahnt - und der anderen Pressekonferenz,
von der wir gar nicht wussten, dass sie angesetzt war. In diesen vier Stunden sollten wir uns ein
ehrliches, verninftiges Bild von Bewerbern machen, die dann die Geschicke dieses wirklich ange-
schlagenen Unternehmens fuhren. Ist das ein seridoser Vorgang in Sachen Personalauswahl? Ist
das in anderen Unternehmen Ublich? Ich kenne es nicht so! Ich kenne das auch nicht von lhrem
Vorganger. Herr Monatzeder, hat das ganz anders gehandhabt, und so hatte ich mir das eigentlich
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auch vorstellt. Wir als CSU-Fraktion zumindest waren nicht in der Lage uns ein Bild von diesen
Personen zu machen. - (Zwischenruf von StR Kaplan)

Herr Kaplan, ich finde das in keiner Weise lustig. Vielleicht wissen Sie mehr Uber die Personen,
aber ich bin in einer Verpflichtung gegentiber dem Unternehmen. Diese Verpflichtung sollten wir
alle ernst nehmen, zumindest die, die hier sitzen und Mitglieder im Aufsichtsrat sind. Wenn wir
wollen - ich will das -, dass die stadtischen Kliniken eine gute Uberlebenschance haben, dann ist
es extrem wichtig, wen wir an die Spitze setzen. Wenn man in vier Stunden entscheiden soll, ob
diese Personen tauglich sind oder nicht, dann ist das fur mich ein vollig inkorrektes Vorgehen, und

ich kann lhnen sagen: So kann man nicht verfahren! - (Beifall der CSU)

OBM Ude:

Vielen Dank. Gerade der letzte Punkt ist mir vollkommen unverstandlich. Ich glaube, dass Sie hier
als Aufsichtsratsmitglied versucht haben, die Vollversammlung vollstandig irrezufihren! Wir haben
das Verfahren flr die Auswahl von weiteren Geschaftsflihrern im Aufsichtsrat besprochen und be-
schlossen. - (Zwischenruf von StRin Dr. Olhausen) - Es gab die Ubereinstimmung, dass wir eine
Headhunter-Firma beauftragen, ein Personalberatungsunternehmen mit intensivster Kenntnis des
Personalangebots im Deutschen Krankenhauswesen. Diese Unternehmung hat Monate Zeit ge-
habt, seit Ende letzten bzw. Anfang dieses Jahres nach Personlichkeiten zu suchen, unendliche
Gesprache zu flihren und zu protokollieren. Sie hat dem Aufsichtsrat - erst dem Ausschuss und
dann der gesamten Aufsichtsratsvollversammlung - das Ergebnis berichtet.

Beim Arbeitsdirektor war es so, dass ich im vergangenen Jahr den Arbeithehmervertretern, die
eine gesetzliche Mitwirkung bei der Auswahl der Arbeitsdirektion haben, gesagt habe, dass ein
gemeinsamer Vorschlag sowohl der Arzteorganisation Marburger Bund wie auch der Gewerkschaft
ver.di eine besondere Bedeutung haben wird, weil die Eigentimerseite einen gemeinsamen Vor-
schlag der gesamten Arbeithehmerbank ohne triftige Griinde nicht zurlickweisen sollte. Sie haben
verschwiegen - das halte ich wirklich fir eine Irrefihrung der Vollversammlung! -, dass die
Arbeitsdirektorin sowohl der Vorschlag der Arbeiternehmerbank war, als auch der Vorschlag der
national tatigen Personalberatungsunternehmung. Der Aufsichtsrat hat so beide Wiinsche erflllt
bekommen: eine Bestenauslese durch eine Personalberatungsfirma, die alle Personlichkeiten, die
auf dem deutschen Krankenhausmarkt ausfindig gemacht werden kénnen, in die Befragung auf-

nimmt, und auRerdem einen gemeinsamen Vorschlag der Arbeitnehmerbank.

Frau Dr. Olhausen, wie man dann behaupten kann, es sei nur vier Stunden lang nach einer neuen

Arbeitsdirektorin gesucht worden, das ist wirklich Wahlkampfgetdése. Nehmen Sie es mir nicht ibel,
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das ist Wahlkampfgetdse. - (Beifall der SPD) - Es ist Uibrigens ein parteiloser Vorschlag, auch or-
ganisationspolitisch auf der Arbeitnehmerseite neutral. Die Arbeitsdirektorin ist weder Mitglied bei
ver.di noch beim Marburger Bund, sie ist nur durch ihre hohe Kompetenz ausgewiesen, hat schon
oft Personalangelegenheiten und Sanierungsprozesse mitgestaltet. Wie Sie es wagen kénnen, in
offentlicher Sitzung das Ergebnis dieser Personalentscheidung zum Wahlkampfthema zu machen,
ist mir - ehrlich gesagt - ein Ratsel. Wir sollten froh sein, dass wir diese Personlichkeit einver-
nehmlich von der Arbeithehmerseite vorgeschlagen bekommen haben. Es ist wieder eine partei-
lose Persodnlichkeit in der Geschaftsfihrung, und an deren Kompetenz besteht nicht der geringste
Zweifel. - (Beifall der SPD)

Jetzt zur zweiten Position, der wichtigsten, des Sprechers der Geschaftsfuhrung: Dies war der
Vorschlag der Headhunter-Firma, die natlrlich gewurdigt hat, dass sich Herr Dr. Fischer als Pro-
jektleiter bei der Boston Consulting Group in vielen Monaten hdchst intensiv in die Sanierungsfra-
gen der Stadtisches Klinikum Minchen GmbH eingearbeitet hat. Wie kein anderer denkbarer Be-
werber verflgt er Uber prazise Vorstellungen und Kenntnisse. Das hat sicherlich genauso eine
Rolle gespielt wie seine formalen Qualifikationen. Er ist Arzt und war Klinikleiter, er hat im Klinik-
wesen auch Uberregional Verantwortung getragen. Das ist alles unstrittig. Man kann einen Bewer-
ber Uberhaupt nicht grindlicher anschauen, als wenn man monatelang mit ihm im Sanierungspro-
zess zu tun hat. Herr Dr. Fischer hat mit sdmtlichen Chefarzten des Klinikums und mit sadmtlichen
Betriebsratsmitgliedern intensive Gesprache geflihrt. Ich behaupte, das ist Zufall, weil er vorher
Projektleiter des Sanierungsgutachtens war. Es gab im deutschen Krankenhauswesen wahr-
scheinlich noch nie eine Personalentscheidung fir die Geschéaftsfihrung, von der sich samtliche
Chefarztinnen und Chefarzte, samtliche Betriebsratinnen und Betriebsrate und samtliche Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer im Aufsichtsrat ein derart intensives Bild machen konnten, wie es
bei Herrn Dr. Fischer wegen seiner Rolle bei der Boston Consulting Group der Fall war. Dann den
Eindruck zu erwecken, hier sei in vier Stunden, ,hoppla hopp*, eine Personalentscheidung ergan-
gen, ist wirklich unglaublich. Damit schaden Sie dem Ruf der Stadtisches Klinikum Minchen
GmbH und der Autoritat der Geschaftsflihrung. Das tut man eigentlich nur, wenn man sich sehr
sicher ist, diese Verantwortung nicht demnachst tUbertragen zu bekommen. - (Beifall der SPD)

Zum Verfahren beim Gutachten: Frau Dr. Olhausen, da haben Sie recht. Wir haben Transparenz
hergestellt wahrend des Gutachtenprozesses. Das ist nicht Gblich. Was passiert denn bei jedem
Sanierungsgutachten nach IDW S67 Das ist ein klarer Auftrag, der sich aus den Anforderungen der
deutschen Wirtschaftsprufer ergibt. Es ist klar definiert, was ein IDW S6-Gutachten zur Sanierung
eines Unternehmens leisten muss. Der Auftrag ist glasklar, wir haben ihn von Anfang an benannt:
Es ist ein Gutachten zu erstellen nach den extrem hohen Anforderungen der deutschen
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Wirtschaftsprifer. Das hatten wir bisher leider nicht, weil ein Gutachten, das all diese Anforderun-

gen erfullt, bislang leider nicht angefordert worden ist. Ich konnte hinzufugen: durch den Aufsichts-
rat, dem Sie angehdren. Es ist das erste Gutachten, das einen streng formal bestimmten Umfang

und Prifungsgegenstand hat.

Jetzt haben wir tatsachlich gesagt, dass es Erkenntnisschritte gibt. Erkenntnisschritt 1 ist die
Ursachenforschung: Wie grof} ist das Defizit, und welche Ursachen hat es? Wie ist das Unter-
nehmen in die Sanierungsbedurftigkeit hineingeraten? Die Ergebnisse der Analyse haben wir tat-
sachlich vorweg mitgeteilt. Wir haben sie sdmtlichen Mitarbeitern ins Intranet gestellt, damit sie
wissen, um welches Problem es geht. Naturlich hatten wir die Ursachenforschung und auch die
angestrebte medizinische Architektur geheim halten kdnnen. Irgendwann nach der Kommunalwahl
hatte die Bevolkerung erfahren, was Sache ist. Genau das wollten wir nicht. Wir haben die groft-
mogliche Transparenz in jedem Verfahrensschritt hergestellt. Uber die sehr erniichternde oder
alarmierende Ursachenforschung haben Sie selbst gesagt, die Erkenntnisse seien noch schlimmer
als gedacht. Wir haben sie bekannt gegeben in dem Augenblick, in dem sie vorlag: einen Tag nach
der Abschlusssitzung bei der Boston Consulting Group. Die medizinische Architektur haben wir
auch nicht zur geheimen Kommandosache erklart. Wir haben sie dem Diskussionsprozess tber-
geben, sobald sie feststand. Das Gutachten soll kein Uberfall nach der Wahl sein, sondern auf den
Diskussionsprozessen im Vorfeld aufbauen. Ich habe dariiber mit den Belegschaften samtlicher
Betriebsteile diskutiert und die Boston Consulting Group hat mit allen Chefarzten, Flhrungskraften
und Arbeitnehmervertretern gesprochen. Tun Sie doch nicht so, als ob an dem Verfahren seit der
Auftragserteilung fir das Sanierungsgutachten irgendetwas zu beanstanden ware! Es gab die
groltmogliche Transparenz. Manche sagen, dass es schon zu viel Transparenz gegeben habe.
Sie meinen, man musste nicht Uber Defizitursachen von Hausern reden, weil es natlrlich unbe-
queme Einsichten sind, welches Haus wie viel zum Defizit beitragt. Den Angestellten war es schon
zu viel Transparenz, nicht zu wenig! Das Gutachten werden Sie erhalten, sobald es in ausge-

druckter Form vorliegt.

StR Dr. Assal:

Herr Oberbirgermeister, sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin nicht deswegen in dieser Not-
arztkluft, weil das zum Tagesordnungspunkt passt. Ich bin jetzt nach einem 24-Stunden-Dienst im
Notarztwagen Schwabing diensthabender leitender Notarzt. Das habe ich auch bei der Berufsbe-
zeichnung so angegeben. Es kann sein, dass der Piepser losgeht. Das passiert immer ab finf
Verletzten, funf schwer Erkrankten oder wenn ein Altenheim gerdumt werden muss. Das ist also
keine Verkleidung oder Maske, sondern meine Dienstaufgabe. Mein Auto mit Blaulicht steht unten.
Wenn der Piepser losgeht, dann muss ich leider weg.
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Ich mdchte aber die Gelegenheit nicht versdumen, mich bei meinen Wahlerinnen und Wahlern zu
bedanken. Sie kommen im Wesentlichen aus dem Klinikbereich, das hat viele Hintergriinde. Sie
haben mitbekommen, dass ich vier Monate in einer Kurklinik war. Das liegt einfach daran, dass
eine Rufmordkampagne von Herrn J. Schmid und seinem Buro veranstaltet wurde, mit Pressemit-
teilungen, unter anderem auch zum Grillfest. Ich méchte hier ganz klar noch einmal feststellen,

dass das, was er geschrieben hat, falsch ist.

OBM Ude:

Herr Kollege Dr. Assal, ich muss auf zwei Dinge hinweisen: Erstens: Sie kdnnen hier nur zum
Thema des jeweiligen Tagesordnungspunktes reden und nicht zu anderen Kontroversen. - (StR Dr.
Assal: Das mache ich sofort.) - Zweitens: Das Wort ,Rufmord” muss ich zurlickweisen. Das ist ein
sehr ehrenrthriger Vorwurf. Wir wissen, wie heftig die Auseinandersetzungen im Minchner
Westen gefuhrt wurden. Es ging tatsachlich auf beiden Seiten mit harten Bandagen zu, aber das
Wort ,Rufmord” kann ich nicht durchgehen lassen. - (StR Dr. Assal: Es gibt ein Aktenzeichen beim
Staatsanwalt.) - Das gehdrt aber auch nicht zum Tagesordnungspunkt.

StR Dr. Assal:

Zur Vorlage: Man muss feststellen, dass Referenten Menschen sind, die mit dem Thema nie richtig
befasst sind, aulRer, wenn es Geld kostet. Herr Stadtkdmmerer Dr. Wolowicz hat das natiirlich aus
seiner Sicht zu betrachten, aber er hat keine Ahnung vom Krankenhauswesen: - Herr Oberbiir-
germeister, es ist nicht Ihr Thema, auch das ist klar. Sie haben sich jetzt flr zustéandig erklart, aber
haben auch keine Ahnung. Der Referent hat von der beruflichen Seite auch keine Ahnung, wie Sie
seit dem Jahr 2003 bewiesen haben. In diesem Raum sind wenig Menschen, die Ahnung haben.
Das ist Frau Caim, Herr Dr. Vogel und Frau Dr. Constanze Séllner-Schaar. - (StRin Dietrich:
Hallo?) - Ob Sie Krankenschwester waren, bin ich mir gar nicht so sicher. - (Heiterkeit) - Gut, zu-
mindest haben Sie keine Ahnung. Es tut mir leid, aber ich fiihle mich durchaus narrenfrei. Ich habe
mich vom Fraktionszwang befreit, auch dafir gibt es Griinde. Deswegen habe ich auch einen An-
trag gestellt zur Sanierung des Krankenhauses Schwabing, in dem eigentlich alles steht. Es ware
sehr einfach gewesen, wenn man keine GmbH gegriindet hatte, sondern das Baureferat hatte
weiter bauen lassen. Die haben Ahnung dort, sie haben das Haus 8 saniert, und sie haben das
Haus 6 saniert. Dann wurde Haus 2 gerdumt, und es hiel3, die GmbH mache alles viel besser. Man
sieht jetzt auch auf dem Klinikgeldnde, dass der Bezirk Oberbayern ein Kommunalunternehmen
eingesetzt hat, das in hervorragender Weise das Haus 7 renoviert hat, das nichts anderes ist als
die anderen Bettenhduser. Ich kenne auch die Baukosten. Naturlich ist es mit Ausstattung teurer.
Vom Bezirkstag weild ich, dass die Baukosten bei ca. 13 Mio. € lagen. Davon hat der Freistaat
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11,7 Mio. € iUbernommen. Es ist eigentlich ein Klacks fiir den Bezirk, die Finanzmittel aufzuwen-
den, damit ein Bettenhaus auf den neuesten Stand gebracht wird. Sie kdnnen das alles in meinem

Antrag nachlesen. Ich kenne auch die anderen Hauser.

Jetzt komme ich zu den Hubschrauberlandeplatzen. Meinen Sie, dass Sie tUberhaupt jemals in
Minchen wieder irgendwo Hubschrauberlandeplatze bekommen? Es gibt Blrgerinitiativen und
Antrage dagegen. Alle Standorte haben Bestandschutz. Es wiirde Gberhaupt nicht funktionieren,
jetzt fahrlassig Landeplatze aufzugeben. Zu den Uberregional arbeitenden Traumazentren gehdren
Schwabing, Bogenhausen und Harlaching. Davon auch nur einen Standort aufzugeben, ist Gber-
haupt nicht zu akzeptieren. Wir sind im Rettungsdienst wirklich fihrend in Deutschland. Ich habe
das auch immer mit vielen Antragen unterstutzt. Wenn ich so eine Aussage hdre, weild ich, dass
der, der das sagt, keine Ahnung von den Schwierigkeiten hat. Wir kennen die Lage in Bayern. Ret-
tungshubschrauber fliegen meistens tagsiber, aber wir haben Intensivflugzeuge, wie in Grol3ha-
dern, die auch nachts fliegen. Die Anwohner werden die Politiker vor Ort unter Druck setzen. Ich
verweise auf Oberpfaffenhofen: Dort wurde der Ausbau der Geschéftsfliegerei von der CSU
unterstitzt. Die Blrger haben 2008 massiv reagiert, und die schwarzen Mehrheiten sind damals im
Westen alle zusammengebrochen.

Ich mdchte auch zu dieser Veranstaltung zum Thema Hubschrauberlandeplatze eingeladen wer-
den. Natirlich wissen die Kolleginnen und Kollegen vom Rettungsdienst, was sie sagen mussen.
Ich wiirde sie aber gerne dabei unterstiitzen. Ich werde auch folgenden Antrag stellen ,Klinikum
Minchen - jetzt auf den Reset-Knopf driicken®. Mit dem neuen Stadtrat soll neu begonnen werden.
Dank der vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtisches Klinikum Miunchen GmbH und
anderer Kliniken freue ich mich, heute sagen zu kénnen, dass ich in den neuen Stadtrat gewahlt
wurde. Das alles hat schon seine Griinde. Gott sei Dank habe ich fiir die SPD noch einmal sehr
viele Stimmen geholt, sonst hatte sie noch weniger Sitze. Wie gesagt, ich nehme die Narrenfreiheit
in Anspruch, und deswegen werden Sie sich jetzt dfter solche Reden anhéren missen. Ich schlage
vor, dass weder weitere Gutachten eingeholt noch Sachverstandige eingestellt werden sollen, bis
der neue Stadtrat entscheidet, wie es weitergeht. Ich fordere einen Neuanfang, es muss auf den
Reset-Knopf gedriickt werden. Dankeschon.

StK Dr. Wolowicz:

Sehr geehrte Damen und Herren, es wird weiterhin ein Héchstmal an Transparenz geben. Der
Oberburgermeister hat vorhin darauf hingewiesen, dass es véllig ungewohnlich sei, dass der Auf-
sichtsrat die Offentlichkeit (iber die Quintessenz eines Sanierungsgutachtens informiert, das noch
nicht in der Endfassung existiert. Mehr Transparenz kann ich mir gar nicht vorstellen.
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Zur Sache: Wann gibt es die Endfassung dieses Gutachtens? Ich zitiere jetzt aus einer E-Mail des
kaufmannischen Geschaftsfihrers Bergmann von gestern. Wortliches Zitat: ,,Aus Sicht der Ge-
schéftsflihrung handelt es sich bei der uns vorliegenden Fassung um einen Gutachtensentwurf,
der auf dem Weg zur Endfassung noch in einem weiteren Abstimmungsprozess zwischen uns und
dem Auftragnehmer BCG zumindest in Teilbereichen Anderungen erfahren darf.“ Herr Bergmann
ist sehr fleilBig, auch die Boston Consulting Group. Jetzt zitiere ich weiter: ,,Ob dies so sein wird",
dass es in Teilbereichen Anderungen gibt, ,kldren wir, die Geschéftsfiihrung der Stadtklinikum
Miinchen GmbH, und BCG heute Abend ab 18:30 Uhr open end bis morgen Vormittag®, also heu-
te, "von 11:30 Uhr bis 13:00 Uhr und morgen Abend*, also heute Abend,“ ab 17:30 Uhr, gleicher-
mallen open end.“ Die Geschaftsfuhrung und die Boston Consulting Group sind also fleiRig zu-
gange, gestern und heute open end, um zu einer Endfassung zu kommen.

Ich sage Ihnen auch offen, warum es noch Gesprache gibt. Es geht um Details im medizinischen
Fachkonzept, aber durchaus auch um interessantere Fragen im finanziellen Bereich: Hat die Bos-
ton Consulting Group allumfassend alle finanziellen Lasten erfasst, die auf das Unternehmen ab
diesem Jahr zukommen werden? Es kann deshalb bei den Finanzzahlen noch Anderungen im
Vergleich zum Entwurfsstadium geben. Es ist gut, dass der Stadtrat einen eindeutigen Rechtsan-
spruch hat. Sobald dieses Gutachten von der Geschaftsfihrung abgenommen ist, bekommen Sie
es unverzlglich. Die Geschéftsfuhrung ist der Auftraggeber, sonst niemand. Frau Dr. Olhausen,
jetzt bitte ich Sie, besonders aufzupassen: Sie bekommen nicht nur das Gutachten, insgesamt
knappe 300 Seiten. Von den 297 Seiten enthalt das Gutachten 170 Seiten, und 120 Seiten sind
Anlagen. Im CSU-Dringlichkeitsantrag, der urspriinglich in einen Erganzungsantrag umgewandelt
wurde und jetzt durch eine Protokollerklarung des Oberblrgermeisters vorlaufig erledigt ist, ist
auch enthalten, dass Sie nicht nur die Langfassung des Gutachtens wollen, sondern weitere
Unterlagen. Ich zitiere im Folgenden aus dem Rechtsgutachten, das die Kdmmerei in Auftrag ge-
geben hat: "Die dem Sanierungsgutachten zugrunde gelegten Unterlagen, Daten, Fakten und
weiteren Gutachten bzw. Papiere, die als Basis von BCG genutzt wurden, sind nach einem ent-
sprechenden Stadtratsbeschluss durch den Oberbiirgermeister bei BCG anzufordern und von
BCG offenzulegen, soweit sie dazu vertraglich verpflichtet sind.“ Es gibt auch Geschaftsgeheim-
nisse der Boston Consulting Group, an die wir nicht herankommen. Dies nur zur Erlauterung der
kleinen Einschrankung. Ich will Sie nicht erschrecken, aber auch das Folgende ist ein wortliches
Zitat aus dem Gutachten: ,Der Umfang der zugrunde gelegten Unterlagen diirfte sehr betrachtlich
sein. Mit BCG ist daher vorab zu kldren, wann, wo und auf welche Art und Weise die Unterlagen,”
also diese, die Basis waren fir die Erstellung der 300 Seiten Gutachten, ,zur Verfligung gestellt
werden, z. B. als Datei, in Papierform oder als elektronischer Datenraum.” Sie bekommen definitiv
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in Papierform die knapp 300 Seiten Langfassung des Gutachtens. Ich weil} selbst noch nicht, wie
viele Tausend Seiten die weiteren Unterlagen der Boston Consulting Group als Basis fur dieses
Gutachten umfassen. Dann missen wir prifen, was davon Geschéaftsgeheimnisse der Boston
Consulting Group sind. Ich rechne aber damit, dass Sie eine vierstellige Anzahl von Seiten erhal-
ten werden, nicht nur das Sanierungsgutachten, sondern auch die Basis und Berechnungsgrund-
lagen der Boston Consulting Group.

Als Kollegialorgan ehrenamtlicher Stadtrat haben Sie einen Rechtsanspruch darauf nach Art. 30
der Gemeindeordnung. Sie haben ein umfassendes Informations- und Auskunftsrecht in Bezug auf
die Verwaltung. Man konnte sagen, dass es nicht um die Verwaltung, sondern um die Stadtisches
Klinikum Minchen GmbH gehe. Dem ist aber nicht so. Ich glaube, dieser Punkt ist in der &ffentli-
chen Diskussion etwas untergegangen: Entscheiden wird in dieser Angelegenheit nicht die Ge-
schaftsflihrung, auch kein Gutachter, entscheiden wird einzig und allein der ehrenamtliche Stadt-
rat. Sie werden am 28. Mai die Entscheidung zu treffen haben in allen Fragen, in denen es darum
geht, welche weiteren zusatzlichen Finanzhilfen dieses Unternehmen bekommt. Einzig und allein
der Stadtrat kann dartiber entscheiden, was laut Satzung der Stadtisches Klinikum Minchen
GmbH stadtratspflichtige - richtig: gesellschafterpflichtige - Angelegenheiten sind. Selbstverstand-
lich sind folgende Punkte stadtratspflichtig: eine massive Reduzierung von Betten, eine Verlage-
rung und Reduzierung von Stationen und medizinischen Abteilungen. Sie werden deshalb vom
Kollegen Lorenz und mir Mitte Mai eine sehr umfangreiche Beschlussvorlage erhalten. Darin ver-
suchen wir, die vorgeschlagenen Anderungen im medizinischen Konzept und die planerischen

Auswirkungen auf die finanzielle Situation dieses Unternehmens darzulegen.

Damit nicht der Grund flr diesen schwierigen Prozess mit komplizierten Papieren in Vergessenheit
gerat: Unter Status-quo-Bedingungen ware dieses Unternehmen definitiv 2015 insolvent. Es tut mir
leid, dass ich es noch einmal wiederholen muss. Ich muss es auch zu Protokoll geben, damit die
Logik wieder einmal klar wird: Dieses Sanierungsgutachten ist der erste Schritt. Es ist die Basis fur
einen Private Investor Test. Ein positiver Test wiederum ist die Voraussetzung dafiir, dass Uber-
haupt der Jahresabschluss 2013 der Stadtisches Klinikum Minchen GmbH vom Wirtschaftsprifer
testiert werden kann: Dieser Prufer schaut sich nicht nur die Vergangenheit des Jahres 2013 an. Er
muss sich auch 2014 und 2015 ansehen, um darauf beruhend eine sogenannte Going-Con-
cern-Prognose machen. Diese Prognose kann ein Wirtschaftsprifer wiederum nur dann abgeben,
wenn das Unternehmen 2015 noch solvent ist.

Ich wiederhole: Wir brauchen den Private Investor Test als Voraussetzung fir einen testierten Jah-
resabschluss 2013. Dieser wiederum ist die Voraussetzung, dass am 29. April 2014 der
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Aufsichtsrat eine Empfehlung abgeben kann zum Wirtschaftsplan 2014, der noch nicht existiert,
und zu einem Finanz- und Investitionsplan 2014/2018, der nicht 2015 mit der Insolvenz endet.

Unter Status-quo-Bedingungen ware dies zu erwarten.

Jetzt zum Handlungsspielraum des Stadtrats: Fir Sie ist das der entscheidende Punkt, da Sie eine
politische Abwagung treffen mussen. Sie kdnnen fachlich und inhaltlich beschlieen, was Sie fur
richtig halten. Wichtig ist dabei aber, dass die Annahmen, die in diesem Private Investor Test hin-
sichtlich der finanziellen Entwicklung des Unternehmens in den nachsten Jahren enthalten sind,
nicht ,in die Luft gesprengt werden®, um es drastisch zu formulieren. Aufgrund von Annahmen der
Geschaftsfuhrung und des Sanierungsgutachters wurden die Prognosen fur die finanzielle Ent-
wicklung des Unternehmens erstellt. Wenn sich diese Annahmen durch einen Stadtratsbeschluss
gravierend verschlechtern wirden - Konjunktiv! -, ware der Private Investor Test, den wir in den
nachsten Tagen vorlegen werden, nichts mehr wert. Das ist nur ein hypothetischer Fall, aber Sie

missen rechtzeitig diese Informationen bekommen.

Wenn also ein Stadtratsbeschluss Mitte Mai oder Mitte Juni zu gravierenden negativen Verande-
rungen hinsichtlich der finanziellen Auswirkungen fihren wirde, mussten wir einen neuen Private
Investor Test durchfluihren. Sollte dieser negativ ausfallen, diurfte die Stadt keine weiteren Finanz-
hilfen an dieses Unternehmen ausreichen. Das wurde leider die Insolvenz des Unternehmens be-
deuten. Das trate sehr schnell ein, weil das Unternehmen keine Forderungen mehr gegenuber
dem Gesellschafter Landeshauptstadt Minchen in ihre Bilanz einstellen kénnte. Forderungen
kénnen nur dann eingestellt werden, wenn der Stadtrat auf Basis eines positiven Private Investor
Tests einen Beschluss fasst, eine bestimmte Summe in den nachsten Jahren als Aufstockung des
Eigenkapitals zuzusagen. Nur dann kann die Geschéftsfiihrung das in ihre Bilanz als Forderung
aufnehmen. Nur so kénnen die Insolvenz und die finanzielle Uberschuldung dieses Unternehmens

verhindert werden.

Das sind die Rahmenbedingungen, unter denen wir alle arbeiten. Es geht schlicht und einfach da-
rum, ob es legale Mittel gibt, dieses Unternehmen zu retten. Diese gibt es nach dem Beihilferecht
der Europaischen Union nur dann, wenn ein privater Investor auch in dieses Unternehmen noch
einmal etliche Hundert Millionen Euro stecken wiirde, um zunachst das Betriebskostendefizit der
nachsten Jahre abzudecken und zusatzlich einen Beitrag zu leisten fir anstehende Investitionen.
Das ist die weitere Zeitschiene. Das steht inhaltlich der Verwaltung und der Geschaftsfihrung des
Unternehmens bevor. Das wird in entscheidungs-, beratungs- und abwagungsmafiger Hinsicht
vom Kollegialorgan ehrenamtlicher Stadtrat in den nachsten Wochen zu leisten sein. Sie werden
Informationen von gewaltigem Umfang erhalten. Mehr Transparenz vor einer sehr wichtigen
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Grundsatzentscheidung des Stadtrates kann es nicht geben. Sie werden sich durch viele Hundert
Seiten Papier durchkdmpfen missen. Sie mussen lhre politische Abwagung treffen. Ich hoffe, dass
wir zu einer Entscheidung kommen, die das Uberleben dieses Unternehmens sichert. Das wird am
28. Mai 2014 oder spater geschehen, wenn der neue Stadtrat noch langere Zeit braucht, um sich
dazu eine politische Meinung zu bilden.

Um es klar zu sagen: Das Unternehmen wird nur dann Gberleben, wenn die Landeshauptstadt
Munchen auf der Grundlage eines positiven Private Investor Tests in den nachsten Jahren noch
einmal etliche Hundert Millionen Euro in dieses Unternehmen schieft. Ich sage jetzt bewusst ,etli-
che Hundert Millionen Euro®, weil ich derzeit noch Zweifel habe, ob die Zahlen im Entwurf des
Gutachtens der Boston Consulting Group bereits die Zahlen sind, die sich tatsachlich ergeben
werden. Die Boston Consulting Group geht derzeit in diesem Entwurf davon aus, dass die Stadt
Minchen ab dem Jahr 2015 einschlief3lich einer sogenannten Risikoreserve von 100 Millionen €
insgesamt 380 Millionen € wird ausgeben missen. Damit kbnnen weitere Betriebskostendefizite im
Jahresabschluss abgedeckt und ein Teil der Investitionen Gbernommen werden. Ich vermute, es
werden mehr als 380 Mio. € werden. Darliber finden noch Gesprache statt. Ich hoffe, dass in der
Endfassung dieses Gutachtens alles enthalten sein wird, was an Finanzhilfen vonseiten der Lan-
deshauptstadt fir dieses Unternehmen notwendig werden wird. Vielen Dank. - (Beifall von der lin-

ken Seite des Hauses)

StR Dr. Mattar:
Herr Oberburgermeister, meine Damen und Herren! Es ist sicherlich richtig und positiv, dass man

die Ursachen transparent auf den Tisch gelegt hat. Uns hat es nicht (iberrascht, dass die Boston
Consulting Group gesagt hat, wirtschaftliches Verstandnis war im Grunde bei den Kliniken nicht
vorhanden. Vielleicht hat es die Mehrheit hier im Hause Uberrascht. Es ist auch richtig, dass wir bis
Ende Februar eine Information zu den Sanierungsgutachten bekommen haben - 15 Folien -, aber
trotzdem ist das momentan noch eine Blackbox. Es soll von 58 Mio. € Minus auf 36 bis 38 Mio. €
Plus im Jahr 2022 aufwarts gehen.

Entscheidend wird sein, wie sich die Entwicklung in den nachsten Jahren in der Reduktion des
Personals abbildet. Das werden wir erst sehen, wenn das Gutachten vorliegt, deshalb brauchen
wir das Gutachten spatestens Anfang nachster Woche. Sonst ist keine Transparenz im wahren
Sinne gegeben, sondern nur eine Showveranstaltung vor den Wahlen. Ich glaube, dass man sich
seitens der Boston Consulting Group insbesondere auf die Kostenreduktion wird konzentrieren
missen. Dass im nachsten Jahr zusatzliche Ertrage erwirtschaftet werden, ist eine absolute
lllusion. Erst wenn das komplette Gutachten vorliegt, ist wirklich Transparenz erreicht, und ich bin



Offentliche Sitzung der Vollversammlung des Stadtrates vom 19. Mérz 2014 -61-

absolut der Meinung, dass wir diesen straffen Zeitplan in der Tat einhalten missen und sollten. Die
Zusammensetzung des Stadtrats wechselt. Im Hinblick darauf ist dies naturlich eine anspruchsvol-

le Herausforderung.

Herr Kdmmerer, ich habe Bedenken, wenn Sie sagen, es wird jetzt schon einmal vorab ein Private
Investor Test gemacht auf Basis des Sanierungsgutachtens. Das bedeutet, dass jede Anderung,
die Uber drei Betten hinausgeht, abgewiegelt und gesagt wird, das geht nicht, denn dann wird der
Private Investor Test negativ. Das wird fur uns eine Belastungsprobe in der Diskussion im Mai
werden. Wir missen sicherlich sehr zligig vorgehen, und ich bin gespannt, wer die Verantwortung
auf sich nehmen will, zu beurteilen, ob es noch einmal einen neuen Private Investor Test geben

muss.

Ich wollte noch eine Frage an den Gesundheitsreferenten stellen. Wir haben im Ausschuss gesagt,
dass wir ein Hearing oder eine Anhérung zur Notfallversorgung veranstalten wollen. Die Notfall-
versorgung ist wirklich das Kritische an diesen Vorschlagen, die wir und viele Andere nicht mehr
gesichert sehen. Ich frage: Ist der 27. Marz realisierbar ist, oder gibt es mdglicherweise schon
wenige Tage danach einen Ersatztermin? Wie weit sind Sie mit der Vorabstimmung dieser Anho-

rung? Vielen Dank. - (Beifall der rechten Seite des Hauses)

Bfm. StR Lorenz:

Herr Dr. Mattar, lhre Frage kann ich lhnen heute noch nicht beantworten. Wir haben morgen im
Lenkungskreis das Thema auf der Tagesordnung. Da werden wir vom Rettungszweckverband er-
fahren, ob das maoglich ist. Aber wir bemiihen uns, dass es stattfindet. Sie missen bedenken, dass
alle Notfalle, die in einem Jahr anfallen, durch ein Computerprogramm laufen missen. Ob die
Versorgung in zeitlicher Hinsicht stattfinden kann, 1&sst sich nicht von heute auf morgen beurteilen.
Wir werden morgen nahere Informationen erhalten, und nachste Woche kann unter dem entspre-
chenden Tagesordnungspunkt ein Bericht aus dem Lenkungskreis gegeben werden. (StR Dr. Mat-
tar: Wir wollen konkret ... eine Woche Zeit, Termine abzustimmen!) - Es geht nicht um Termine, es
geht darum, ob die gesamten Notfalle daraufhin Gber das Softwareprogramm Uberprift werden
kénnen. Das kann ich Ihnen heute noch nicht sagen. Natirlich wird dem Stadtratsantrag baldmég-

lichst Rechnung getragen.

Der Antrag der Referenten wird einstimmig beschlossen.
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Zur Geschaftsordnung

OBM Ude:

Ich mochte den letzten Punkt nicht zu Ende bringen, ohne mich aul3erhalb der Tagesordnung bei
Frau Dr. Olhausen zu entschuldigen: nicht wegen des Debattenverlaufs, sondern weil die Proto-
kollabteilung Ihren Geburtstag falsch notiert hat, als ob er heute vor genau einem Monat gewesen
ware, was aber nicht der Fall ist. Er ist heute, und deswegen darf ich Thnen im Namen aller Kolle-
ginnen und Kollegen sehr herzlich gratulieren - (Beifall) -, und die Stadtverwaltung wird eine Kost-
probe ihrer Schnelligkeit liefern. Ich hoffe, dass ich Ihnen noch wahrend der Vollversammlung auch

einen Blumenstraul} Uberreichen kann.
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Miinchen lebt Vielfalt
Interkultureller Integrationsbericht 2013
Integrationskonzept erweitern fiir Zuwanderinnen

aus neuen EU-Beitrittslandern?

Aktensammlung Seite 3061

StR Richter:

Herr Oberburgermeister, meine Damen und Herren! Meine personlichen Geburtstagsgrif3e an die
Frau Kollegin Dr. Olhausen! Ich hoffe, ich ,versaue® Ihnen nicht die gute Laune mit meinem Rede-
beitrag.

Munchen lebt Vielfalt. Der Integrationsbericht zeigt leider Einfalt. Ich mdchte Ihre Aufmerksamkeit
bloRR auf einen Aspekt lenken, auf das Integrationskonzept, das von den Grlinen fiir Zuwanderer
aus den neuen EU-Beitrittslandern gefordert wird. Meine sehr verehrten Damen und Herren, die-
ses Integrationskonzept kénnen wir uns sparen. Jeder, der sich fir die Sachlage interessiert, weil},
dass es sich bei diesen Zuwanderern in aller erster Linie um Zuwanderer aus Rumanien und Bul-
garien und bei denen wiederum zum grof3en Teil um Angehdrige der Sinti- und Roma-Minderheit
handelt. Friher konnte man problemlos Zigeuner sagen, inzwischen verschwindet auch das Zi-
geunerschnitzel politisch korrekt bereits von der Speisekarte.

Das Stadtjugendamt weil3, und das Sozialreferat weil}, dass es um die Integrationsfahigkeit dieses
Personenkreises schlecht bestellt ist. Dazu gibt es auch eine Beschlussvorlage von vor zwei Jah-
ren mit entlarvenden Fakten, was die Integrationsfahigkeit von Zuwanderern aus Stidosteuropa
angeht. Darin steht z. B., dass die Kinder aus dieser Personengruppe zum grof3en Teil ihrer
Schulpflicht nicht nachkommen. Darin steht, dass Sinti- und Roma-Angehoérige aus Rumanien und
Bulgarien zu 60 % bis 70 % auf dem Arbeitsmarkt nicht integrierbar sind - aus verschiedenen
Griinden, die auf der Hand liegen. Es ist relativ sinnlos, firr diesen Personenkreis ein eigenes In-
tegrationskonzept vorzulegen. Das Geld ist zum Fenster hinausgeschmissen.

Es ware sinnvoller, dafiir zu sorgen, dass dieser Personenkreis in der Stadt Minchen keinen
Schaden stiften kann, indem man z. B. organisierter Kriminalitdt und organisiertem Betteln in der
Fulligangerzone und in der Innenstadt nachgeht. Es ware sinnvoller, dafur zu sorgen, dass man sie
meinetwegen in Sammellagern weitab von der Stadt unterbringt, wo sie keinen Schaden stiften
konnen. Der Oberblrgermeister ware gut beraten, z. B. mit dem bayerischen Innenminister oder
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mit dem Bundesinnenminister in Brussel dafur einzutreten, dass die Schengen-Reisefreiheit fur
bestimmte Personengruppen wieder ausgesetzt wird. Das ware ein Beitrag, von dem Minchen
etwas hatte, aber nicht von irgendwelchen Integrationskonzepten, die viel Geld kosten und poli-

tisch vollig daneben sind. Herzlichen Dank.

Der Antrag der Referentin wird gegen die Stimme der BIA beschlossen.
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Schulzentrum Fiirstenried-West;
Aktueller Sachstand beim Gymnasium Firstenried
Dringlichkeitsantrag Nr. 5269 der CSU vom 17.03.2014

Aktensammlung Seite 3087

OBM Ude:
Uber die Dringlichkeit ist noch abzustimmen. Die Rechtsabteilung ist dezidiert der Meinung, der
Antrag sei nicht dringlich und damit auch nicht zulassig. - (Zwischenruf) - Sie kdnnen fur die Dring-

lichkeit sprechen und natlrlich versuchen, diese Rechtsauffassung zu widerlegen.

StR J. Schmid:

Sehr geehrter Herr Oberbirgermeister! Unser Antrag lautet, dass dem Stadtrat ein umfassender

Sachstandsbericht zum Planungsstand beim Gymnasium Firstenried hinsichtlich der bedarfsge-
rechten Aufstockung der bestehenden Anlage aus den mobilen Schulraumeinheiten gegeben wird.

Warum beantragen wir das? Warum ist es dringlich? Wir haben ein ununterbrochenes Wachstum
der Zahl der Schulerinnen und Schuler am Firstenrieder Gymnasium, und deswegen herrscht dort
Platznot. Mit der Aufstockung der bestehenden Containeranlage soll diese Platznot behoben wer-
den. Anfang 2013 - das ist Uber ein Jahr her - wurde der Schulleitung die Prifung der Aufsto-
ckungsmoglichkeit zugesagt.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, kurz vor den Sommerferien 2013 wurden Proben genommen, ob
der Untergrund der bestehenden Anlage aus mobilen Schulraumeinheiten noch weitere drei auf-
gestockte Einheiten tragen kann. Bislang liegen noch keine Ergebnisse der Untersuchung vor.
Jetzt kommt das Schuljahr 2014/2015 mit weiter steigenden Schulerzahlen, und die Schule
braucht dringend weitere Klassenzimmer und Planungssicherheit.

Dieser Antrag ist dringlich, man kann ihn nicht in aller Gemutlichkeit in irgendeiner spateren Sit-
zung behandeln, denn wir haben jetzt Marz! In diversen Sitzungen im Ausschuss fir Bildung und
Sport hat es geheilRen, um solche Containereinheiten zur Verfigung zu stellen, brauchen wir einen
Vorlauf, der deutlich langer als ein halbes Jahr ist. Deswegen ist fur mich dieses Thema heute
dringlich.
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Abgesehen davon ist das ein Armutszeugnis. Mittlerweile sagt sogar der OB-Kandidat der SPD,
dass er das Thema Schulraume beschleunigen und personlich dafur sorgen will, dass etwas vor-
angeht. Schauen Sie sich diesen Zeitplan an: Anfang, Mitte 2013 haben wir Proben genommen,
und wir haben bis heute kein Ergebnis: Ich weil} nicht, was dringlich ist, wenn wir uns damit nicht
endlich einmal befassen. Ich verstehe die Schule, die hier Hilfe bendtigt. Ich verstehe die Sorgen
der vielen Eltern. Aber ich verstehe nicht, warum man sich hier nicht endlich des Problems an-
nimmt. Es ist ein fortgesetztes Versagen bei einer wichtigen Frage. - (Beifall der rechten Seite des
Hauses)

OBM Ude:

Ihre politische Ungeduld verstehe ich, aber wir sind jetzt bei der Frage, ob es eine Dringlichkeit
gibt, die die heutige Behandlung erlaubt und nicht den nachsten erreichbaren Ausschuss fiir Bil-
dung und Sport.

StSchR Schweppe:
Herr Oberbirgermeister, Herr J. Schmid, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Dringlichkeit in die-

ser Angelegenheit erscheint aus unserer Sicht und aus Sicht des Direktoriums nicht gegeben. Aber
ich kann dazu kurz Stellung nehmen, wenn es gewunscht ist. Damit kann ich wahrscheinlich schon
Vieles an Druck aus der Sache herausnehmen, wenn ich darf. Das ware aber bereits eine inhaltli-
che Wortmeldung.

OBM Ude:

Das ist nicht linientreu nach Geschaftsordnung, aber wenn Berichte angefordert sind, haben wir es
schon so gehandhabt, dass die Verwaltung berichtet, was sie sagen kann. Mehr kénnen Sie auch
mit einem Dringlichkeitsantrag nicht aus ihr ,herausquetschen®. Aber es ist eine andere Geste, als
nur die Dringlichkeit abzulehnen, obwohl man etwas sagen kann. Streng genommen spricht Herr
Schweppe jetzt nicht gegen die Dringlichkeit, sondern er sagt Ihnen, was er sagen kann, und dass
mehr im Moment nicht moglich ist. Ich denke, das ist ein Weg - aber nur wenn Sie einverstanden
sind. Wenn jemand sagt, jetzt muss Uber die Dringlichkeit abgestimmt werden, dann ware diese
Berichterstattung nach der Geschaftsordnung nicht mehr zulassig. - (StR J. Schmid: Wir sind ein-

verstanden!) - Sie sind einverstanden, vielen Dank! Herr Schweppe, dann kénnen Sie fortsetzen.

StSchR Schweppe:
Sehr gerne. Wir hatten Anfang des Jahres in einem Gesprach mit der Schulleitung und anderen

festgelegt, dass wir die Containeraufstockung um die Rdume vornehmen, wie dies in Inrem Antrag
zum Ausdruck kommt - und zwar so schnell wie méglich zu Beginn des Schuljahres 2014/2015. Ich
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glaube, dass damit diese Frage erledigt ist. Wir werden im Rahmen der Containeranlage natirlich
auch Toiletten und SchlieBungsraumlichkeiten vorsehen und glauben, dass damit der Schule ge-

holfen ist.

Die Antragssteller erklaren sich mit diesem Vorgehen einverstanden.
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Eigene Raume fiir die Mittagsbetreuung an der Grundschule an der Markgrafenstrafle
Dringlichkeitsantrag Nr. 5270 der CSU vom 17.03.2014

Aktensammlung Seite 3089

OBM Ude:
Vielleicht kdnnen wir beim zweiten Dringlichkeitsantrag auch so verfahren, dass Sie aus dem
Stand berichten kdnnen. Mehr muss dann mit formellen Antragen im zustandigen Ausschuss ge-

schehen.

StSchR Schweppe:
In dieser Angelegenheit werden wir nicht so schnell zu einem Ergebnis kommen, aber die Dring-

lichkeit ist vom Direktorium und RBS nicht gesehen worden. Ich sehe mich aber auch hier in der

Lage, zum Sachstand zu berichten. - (Zwischenruf)

Die Schule Markgrafenstralle verflgt Gber eine ausreichende Anzahl von Klassenzimmern, nam-
lich zwolIf Zimmer fur zwolIf Klassen. Darlber hinaus gibt es vier Mehrzweckrdume in der vorgege-
benen Art und Weise und noch vier Tagesheimraume und eine Versorgungskiche. Die Schule hat
allerdings auch eine Mittagsbetreuung mit 123 Kindern, und hier gibt es Probleme mit der Raumsi-
tuation. Grundsatzlich sollten die Kinder, die vormittags in eine Schule passen, auch nachmittags
hineinpassen. Aber wir sehen nattrlich den besonderen Bedarf bei derartigen Angeboten wie Mit-
tagsbetreuung, gebundene Ganztagesbetreuung, Tagesheimen usw., so dass wir uns dies noch
einmal anschauen und in der nachsten Sitzung offiziell zu diesem Standort Stellung nehmen wol-
len. Eine besondere Dringlichkeit sehe ich nicht.

Herr J. Schmid, zur Schilerprognose: Laut Planungsreferat und RBS wird die Schilerzahl in den
nachsten zwei, drei Jahren geringfligig sinken, aber bis 2025 wieder bei zwdlf Klassen sein, so
dass wir hier eine sehr kontinuierliche Entwicklung haben. Die Frage, die angeschnitten worden ist,
Container aufzustellen oder fir eine raumliche Entlastung zu sorgen, prufen wir noch einmal.

- (StR Podiuk: Und die Planungen werden gestoppt?) - Die Planungen kénnen nach meinen In-
formationen von heute nicht mehr gestoppt werden, weil die Auftrage bereits vergeben sind und
sich die Sitzbanke in Aufstellung befinden. - (StR Podiuk: Der neue Baum wird auch gepflanzt?) -
Ich kann lhnen nicht sagen, ob der jetzt schon steht oder morgen aufgestellt wird. Herr Podiuk, wir
missten sowieso grundsatzlich prifen, ob dieser Standort Gberhaupt der richtige ware, wenn wir
uns daflr entscheiden wiirden, hier eine Containeranlage aufzustellen. Das hat eine baurechtliche
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Relevanz, insofern kénnen wir dazu aus dem Stegreif sowieso nichts sagen. Gegebenenfalls
misste man noch einmal umdisponieren. Dazu wirden wir dann in der nachsten Ausschuss-Sit-

zung des RBS Stellung nehmen. - (Zwischenruf)

StR Danner:

Herr Oberburgermeister, Kolleginnen und Kollegen! Herr Schweppe, eine Nachfrage! Hat es Ver-
handlungen mit dem Gymnasium unmittelbar daneben gegeben, das eine grozligige Mensa hat,
die im Moment nur zur Halfte belegt ist? Kénnen die Kinder aus der unmittelbar angrenzenden

Grundschule zumindest vorubergehend fur ein bis zwei Jahre hier versorgt werden?

StSchR Schweppe:
Meines Wissens ist die Grundschulleitung auf die Gymnasialleitung zugegangen, und die Gymna-

sialleitung hat abgelehnt. Das werden wir in unserer Prifung miteinbeziehen. - (Zwischenrufe)

Die Antragssteller erklaren sich mit diesem Vorgehen einverstanden.
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Wahlbenachrichtigung fiir die OB-Stichwahl;
Dringlichkeitsantrag Nr. 5272 der CSU vom 19.03.2014

Aktensammlung Seite 3091

Bfm. StR Dr. Blume-Beyerle:
Herr Vorsitzender, verehrte Kolleginnen und Kollegen! Bevor ich die Frage beantworte, mdchte ich

eine kleine Erklarung abgeben zum Thema Ablauf der Wahl, denn verschiedentlich entsteht der
Eindruck, es hat Pannen gegeben, und es war ein Chaos. Ich mochte ausdricklich sagen: Wir
haben von Anfang an erklart, dass das vorlaufige amtliche Ergebnis erst am Dienstag vorliegen
wird. Leider kommt es bei den Medien einfach nicht an. Die Wahrnehmung ist, am Sonntagabend
ist alles gelaufen, aber es war von Anfang an absehbar, dass dies objektiv nicht geht. Wir haben
etwas mehr Zeit gebraucht als geplant. Das hat im Wesentlichen zwei Griinde.

Erstens: Wir haben Uber 10.000 Wahlhelfer eingesetzt, und ein Grofteil dieser Wahlhelfer hatte
keine sehr grofRe Erfahrung. Das waren nicht nur diejenigen, die wir auerhalb der Verwaltung
angeworben hatten. Wir sind sehr dankbar, dass sich so viele gemeldet haben, 4.500 waren es
diesmal, ein neuer Rekord. Dafur sind wir dankbar und mochten die jetzt nicht im Nachhinein in
gewisser Weise beschimpfen. - (Beifall) - Aber auch bei denen, die freiwillig aus den Reihen der
Verwaltung kamen, war ein hoher Anteil von Neuen bzw. Unerfahrenen, weil viele Erfahrene ge-
sagt haben, ich melde mich lieber zur Landtagswahl oder Bundestagswahl, dann komme ich bei
der Kommunalwahl nicht mehr dran.

Zweitens: Weil wir einen sehr hohen Anteil unerfahrener Wahlvorstandsmitglieder hatten, gab es
einen extrem hohen Anteil an fehlerhaften Protokollen. Wir hatten fast 90 % fehlerhafte Protokolle,
die dann alle handisch nachgepruft werden missen. Das hat uns einige Stunden mehr Zeit gekos-
tet, aber keinen ganzen Tag. Jeden, der dies kritisch sieht, lade ich ein, sich bei der nachsten Wahl
einmal anzuschauen, was das fir die Mitarbeiter bedeutet: Sonntag bei der Auszahlung dabei zu
sein, Montag ebenfalls bis Mitternacht, am Dienstag Parteiverkehr und dann wieder weiterzahlen.
Da wurde also Gewaltiges geleistet.

Zum Dringlichkeitsantrag: Es ist moglich, noch einmal neue Wahlbenachrichtigungen zu versen-
den, es ist teuer, und es wirkt erst Ende kommender Woche. Sie wissen alle, eine eigene Wahl-
benachrichtigung ist gesetzlich nicht vorgesehen. Wir sehen aber keinen Rechtsgrund, es nicht zu
tun. Eine eigene neue Wahlbenachrichtigung ist nicht nétig. Bei der Stichwahl brauchen Sie gar
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keine Wahlbenachrichtigung, denn Sie sind im Wahlerverzeichnis eingetragen. Der Ausweis als
amtliches Dokument reicht aus. Wir haben darauf in der Offentlichkeit schon mehrfach hingewie-
sen, also insoweit ist da bereits viel passiert. Fur die Frage der Dringlichkeit ist wichtig: Wir haben
zum jetzigen Zeitpunkt bereits 182.522 Briefwahlantrage, die sind also nicht mehr zu informieren,
und seit gestern laufen schon wieder die neuen Briefwahlantrage ein.

Die Kosten betragen etwa 800.000 €: Druckfertigungs- und Auslieferungskosten in Héhe von
100.000 €, Versandkosten an eine Million Wahler in H6he von etwa 650.000 € und IT-Kosten in
Hoéhe von 50.000 €.

Zur Zeitschiene: Man muss sich die Dimension dieses Wahlvorgangs in Munchen vorstellen. Wenn
Sie das heute beschlieen, und wir noch im Laufe des Tages den Druckauftrag erteilen, hat uns
die Firma zugesichert, dass sie dann die Auslieferung zur Post bis kommenden Mittwoch, 26.03.,
sicherstellen kann. - (Zwischenruf) - Vor Mittwoch passiert also gar nichts, und dann kommt noch
die Versendung durch die Post dazu, deswegen wird es also sehr knapp. Es kann also durchaus
sein, dass diese Benachrichtigung gerade noch am Freitag oder Samstag vor der Stichwahl an-
kommt. Eine kleine zeitliche Beschleunigung kdnnten wir erreichen, wenn wir auf die Aufdrucke
,Landeshauptstadt Minchen“ und ,Stadtwappen® und ,Wichtige Unterlagen® verzichten. Ich bin mir
aber nicht sicher, ob wir das machen sollten, denn das wirde natlrlich den Wert etwas einschran-
ken. Wenn es also nur ein grauer Umschlag ist, dann kdnnten wir statt am Mittwoch schon am
Dienstag, vielleicht sogar teilweise schon am Montag mit dem Versand beginnen. Das wirde also
einen kleinen zeitlichen Vorsprung bringen, aber gegebenenfalls den Aufmerksamkeitsgrad her-
absetzen. So ist der Stand. Wie gesagt: Es geht, es ist teuer, und die Wirkung tritt relativ spat ein.

Auf eine Kleinigkeit will ich den Oberbiirgermeister noch hinweisen, weil er deshalb viel Arger hat-
te. Wir hatten aufgrund eines IT-Versehens diejenigen EU-Burger, die schon eine doppelte
Staatsangehorigkeit haben, benachrichtigt, dass sie Wahlrecht haben. Bei dem jetzigen Vorgang
kénnen wir diejenigen, die bereits Briefwahl beantragt haben, nicht herausfiltern. Das heil3t, die
200.000 Personen, die den Antrag schon gestellt haben, erhalten gegebenenfalls noch eine Be-
nachrichtigung. Dann kdme wieder der Vorwurf: Wieso bekomme ich das zweimal? Das kostet
auch etwas! IT-maRig ginge das naturlich, aber das wiirde den Vorgang wieder verzégern. Das ist

in niemands Sinne.

OBM Ude:
Stlinde im Brief dann auch noch einmal das zustandige Wahllokal? Oder ware das nur ein ge-
druckter Text?
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Bfm. StR Dr. Blume-Beyerle:
Nein, das entsprache der bisherigen Wahlbenachrichtigung mit dem zustandigen Wahllokal. Wir

mussten allerdings darauf achten, dass uns bei der Information tber die Méglichkeit der Briefwahl
kein Fehler unterlauft, denn Briefwahlantrage sind dann online nicht mehr méglich. Dazu misste
man einen klaren Hinweis geben, wie man an die Unterlagen kommt, damit nicht noch ein Problem

entsteht. - (StR J. Schmid: Dann lassen wir es lieber! - StR Dr. Mattar: Macht eine Anzeige in der

Rathaus Umschau! - OBM Ude: Das sowieso!)

Wir werden naturlich alle Moglichkeiten einer umfassenden Information an die Blrger ergreifen
und auch mit dem Presse- und Informationsamt noch einmal reden. Damit haben wir schon be-

gonnen, das konnen wir in jedem Fall zusagen. - (Zwischenrufe)

OBM Ude:

Vielen Dank! Sie glauben nicht, wie viele Leute sich selbst darliber entriisten, wenn sie einen rich-
tigen Hinweis zu viel bekommen. Hier ist es ein regelrecht falscher Hinweis, wenn wir 182.000
Personen - vielleicht dann sogar 240.000 -, die schon briefgewahlt haben, anschreiben, dass die

Wahl vor der Tur steht. Diese Blrgerpost mochte ich nicht beantworten missen.

Wenn das Schreiben - sagen wir einmal - am Montag zugehen wiirde, dann kénnten viele Leute
sagen: ,Ach, dieses Mal gehe ich vielleicht doch wahlen, es ist jetzt offensichtlich wichtig, oder das
Rennen ist doch offen.” Aber wenn das Schreiben erst am Samstag ankommt, dann wird es wieder
heilRen: Die Stadt hat zu spat eingeladen, deswegen sind so viele daheim geblieben. Ich glaube,
wir schaffen eher ein Alibi, als dass wir eine Uberzeugende Ldsung anbieten.

Wenn wir uns einig sind, dass die Offentlichkeitsarbeit unkonventionelle Wege gehen kann und soll
- so habe ich den Antrag verstanden -, dann wirde ich zum Beispiel bitten, dass der Wahlleiter
Uber ein Plakat mitteilt: Wahltermin ist der 30. Marz 2014, Sie brauchen auch keine Unterlagen,

Personalausweis und richtiges Wahllokal reichen!

Es gibt viele Personen, die sofort nach der Wahl alle Unterlagen weggeworfen haben. Diese fra-
gen bereits jetzt: Kann ich trotzdem wahlen gehen? Wo bekomme ich ... - (Zwischenrufe von

StR Reissl und StR Dr. Mattar) - Wenn wir es zahlen kdnnen, kann man es versuchen, z. B. mit
Infoscreen. Das ist ein Geschaft der laufenden Verwaltung. Wir sagen, es werden keine Kosten
kritisiert. Das ist neben dem Brief fiir 800.000 € eh nur ein Klacks! Wir fiihren Offentlichkeitsarbeit
mit neutralen Hinweisen auf den Wahltermin durch. Ich finde vor allem die Info wichtig: Sie
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brauchen nichts auf3er ihren Personalausweis und das richtige Wahllokal. Ich stelle fest, es ist zur

Kenntnis genommen. Damit ist der Antrag erledigt.

Durch die Auskiinfte von Bfm. StR Dr. Blume Beyerle und OBM Ude findet der
Dinglichkeitsantrag der CSU seine Erledigung.

- Ende der 6ffentlichen Sitzung um 12:17 Uhr -

- Die Beratungen werden in nichtéffentlicher Sitzung fortgefthrt. -
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Minchen, 19. Marz 2014

Ude
Oberbirgermeister
der Landeshauptstadt Minchen

Protokoll



	Genehmigung der Sitzungsniederschriften
für die Monate Juni 2013 bis September 2013
	Feststellung des Jahresabschlusses für das
Geschäftsjahr 2012 für das Sondervermögen
Anwesen Schloss Kempfenhausen
	Änderung der Satzung für die Bezirksausschüsse
der Landeshauptstadt München
	StR Dr. Mattar:

	Sicherheit in den Münchner Straßentunnels
Umsetzung der Organisationsformen gemäß RABT (Ausgabe 2006)
	StRin Stock: 

	Erbbaurechtsverträge bei Verkauf städtischer Grundstücke
	StR Ruff: 

	Kosteneinsparungspotenzial für das Klinikum Schwabing
bei Einsatz von Blockheizkraftwerken darstellen
	StR J. Schmid: 

	Förderung des Trendsports in München
	Kinderbetreuung bei Integrationskursen sicherstellen 
	Geschlechtergerechte Pädagogik in den 
Arbeitsbereichen Kinderbetreuung und Jugendhilfe
	Öffnung der vollstationären Altenpflege für 
gleichgeschlechtliche Lebensweisen
	Servicestelle zur Erschließung ausländischer 
Qualifikationen - Verlängerung der Stellen 
	Bestätigung von Ausschussbeschlüssen
	Zur Geschäftsordnung:
Dringlichkeitsanträge
	OBM Ude: 
	Bfm. StR Dr. Blume-Beyerle:
	OBM Ude:

	Errichtung eines Alten- und Servicezentrums (ASZ)
Hasenbergl am Standort Stanigplatz 
	StR Müller:
	StR J. Schmid:
	Bfm. StRin Meier:

	Tram-Neubaustrecke Steinhausen und Verbesserung 
des anliegenden Straßenraums, Trassierungsbeschluss 
	StR Dr. Kronawitter:
	StR Altmann:
	StR Bickelbacher:
	Herr Heipp: (MVG, Leiter der Strategischen Planungsprojekte)
	StR Dr. Kronawitter:
	StR Altmann:
	Herr Mitterreiter-Naeve: (KVR-III/122)
	StR Altmann:

	KITA-Elternberatungsstelle, Erfahrungsbericht
und Darstellung der Tätigkeit - Ausblick
Diverse Anträge 
	StR Müller:
	StR J. Schmid:
	StRin Koller:
	StR Müller:
	StRin Stock:
	StR J. Schmid:
	StR Altmann:

	Den Tourismus auch auf muenchen.de fördern
	StRin Neff:
	StR Pretzl:
	StR Reissl:
	StRin Dietrich:
	StRin Sabathil:
	OBM Ude:
	StRin Neff:
	Herr Kapp:
	BMin Strobl:

	Checkliste zur Durchführung von Bürgerbeteiligungs-
verfahren
	StR Dr. Mattar:

	Beratungsstelle für Opfer rechtsextremer und
rassistischer Gewalt
	StR Richter:
	OBM Ude:
	StR Richter:

	Street Art in München fördern
	StR Richter:

	NS-Dokumentationszentrum München
Ausschreibung eines „Managed Services“
für das Mediennetz
	StR Richter:
	OBM Ude:

	Förderung der Volkskulturen
	StR Richter:

	Gender-Medizin als fachliche Erweiterung der
Fachstelle Frau und Gesundheit
	StRin Dr. Olhausen:
	StRin Dietrich:
	StRin Renner:
	OBM Ude:
	StRin Sabathil:
	OBM Ude:
	Bfm. StR Lorenz:
	OBM Ude:

	Städtisches Klinikum München GmbH;
Vorstellung des Sanierungsgutachtens der
Firma Boston Consulting Group (BCG)
	OBM Ude:
	StR J. Schmid:
	OBM Ude:
	StRin Dr. Olhausen:
	OBM Ude:
	StR Dr. Assal:
	OBM Ude:
	StR Dr. Assal:
	StK Dr. Wolowicz:
	StR Dr. Mattar:
	Bfm. StR Lorenz:

	Zur Geschäftsordnung 
	OBM Ude:

	München lebt Vielfalt
	Interkultureller Integrationsbericht 2013
Integrationskonzept erweitern für ZuwanderInnen
aus neuen EU-Beitrittsländern?
	StR Richter:

	Schulzentrum Fürstenried-West; 
Aktueller Sachstand beim Gymnasium Fürstenried
Dringlichkeitsantrag Nr. 5269 der CSU vom 17.03.2014
	OBM Ude:
	StR J. Schmid:
	OBM Ude:
	StSchR Schweppe:
	OBM Ude:
	StSchR Schweppe:

	Eigene Räume für die Mittagsbetreuung an der Grundschule an der Markgrafenstraße
Dringlichkeitsantrag Nr. 5270 der CSU vom 17.03.2014
	OBM Ude:
	StSchR Schweppe:
	StR Danner:
	StSchR Schweppe:

	Wahlbenachrichtigung für die OB-Stichwahl; 
Dringlichkeitsantrag Nr. 5272 der CSU vom 19.03.2014 
	Bfm. StR Dr. Blume-Beyerle:
	OBM Ude:
	Bfm. StR Dr. Blume-Beyerle:
	OBM Ude:


